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Die Auftaktkonferenz zur Ariadne-
Bürgerdeliberation Wärmewende fand 
im Juni 2024 in Fulda mit 50 zufällig 
ausgewählten Bürgerinnen und Bürgern 
aus ganz Deutschland statt. Hauseigen-
tümerinnen und -eigentümer waren im 
Teilnehmerkreis überrepräsentiert, da 
sie direkt vom Gebäudeenergiegesetz 
(GEG) betroffen sind und dies einen The-
menschwerpunkt der Bürgerkonferenz 
darstellte. 

▶ Die Bürgerinnen und Bürger spra-
chen von einer großen Verunsiche-
rung durch die schlechte Kommuni-
kation zum Gebäudeenergiegesetz. 
Sie befürworteten zwar grundsätz-
lich die Wärmewende und auch 
staatliche Vorgaben wie das GEG, 
bemängelten aber die mediale Dar-
stellung und fehlende Planungs-
sicherheit durch unklares politisches 
Handeln.

▶ Mit Blick auf die individuelle Umset-
zung sahen sich viele Hauseigentü-
merinnen und -eigentümer mit der 
Herausforderung fehlender finan-
zieller Mittel für die notwendigen In-
vestitionen in die energetische Sa-
nierung und den Heizungstausch 
konfrontiert. Die Beantragung von 

Förderprogrammen sei zudem häu-
fig mit einem hohen bürokratischen 
Aufwand verbunden.

▶ Ein Grundwissen zum CO2-Preis war 
zwar größtenteils bei den Bürger-
innen und Bürgern vorhanden, sie 
wünschten sich jedoch mehr sach-
liche Informationen zur Notwendig-
keit und den langfristigen Auswir-
kungen auf die Höhe der Energie-
preise. Der CO2-Preis sei aktuell zu 
gering, um eine Verhaltensände-
rung bei Verbraucherinnen und Ver-
brauchern zu erwirken. Die langfris-
tige Preisentwicklung wurde von vie-
len Bürgerinnen und Bürgern auf-
grund von Unwissenheit kaum in 
Entscheidungen über Investitionen 
in neue Heizungssysteme einbezo-
gen.

▶ Die Mehrheit der Bürgerinnen und 
Bürger lehnte die Einführung eines 
Klimagelds ab und sprach sich für 
eine zweckgebundene Verwendung 
der Einnahmen für die Energiewen-
de aus. Sollte es trotzdem ein Klima-
geld geben, wurde eine gestaffelte 
oder gedeckelte Auszahlung (bis zu 
einem Einkommen von 4.000 Euro) 
gegenüber einer pauschalen Prämie 
bevorzugt.

KERNBOTSCHAFTEN



▶ Das CO2-Kostenaufteilungsgesetz 
wurde grundsätzlich als fair bewer-
tet. Die Bürgerinnen und Bürger be-
fürworteten, dass Vermietende in 
die Verantwortung genommen wer-
den, ihre Immobilie zu sanieren. 
Dennoch sahen sie hohes Konflikt-
potenzial in der intransparenten Ab-
rechnung der CO2-Kosten über die 
Betriebskostenabrechnung und dem 
teilweise vorhandenen Umstand, 
den Anteil des Vermietenden einzu-
fordern (z. B. bei fossilen Etagenhei-
zungen). Mietende sollten besser in-
formiert werden, insbesondere dar-
über, dass die Rückforderungsop-
tion überhaupt existiert.
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Das Kopernikus-Projekt Ariadne zielt auf 
die Erforschung langfristig wirksamer Po-
litikmaßnahmen für die Energiewende 
ab, die in einen gesamtgesellschaftlichen 
Lernprozess eingebettet sind. Daher wer-
den Akteure aus Politik, Verwaltung, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft über verschie-
dene Dialogformate in das Projekt inte-
griert, um Forschungsfragen und Zwi-
schenergebnisse zu reflektieren und wei-
terzuentwickeln. Eine Besonderheit des 
Projekts ist die Beteiligung zufällig ausge-
wählter Bürgerinnen und Bürger aus 
ganz Deutschland im Forschungsprozess, 
um deren Erfahrungswissen, Werte und 
Perspektiven zu Politikoptionen zu be-
rücksichtigen und langfristige Strategien 
zur Lösung klimapolitischer Herausforde-
rungen zu identifizieren. Der Austausch 
mit Bürgerinnen und Bürgern war bereits 
ein zentraler Bestandteil in der ersten 
Phase des Ariadne-Projekts (2021-2023). 
In verschiedenen Dialogformaten erarbei-

teten fast 200 Bürgerinnen und Bürger 
gemeinsam mit den Forschenden gesell-
schaftlich tragfähige Lösungen für die 
Verkehrs- und Stromwende (siehe Ariad-
ne-Report). In der aktuellen Projektlauf-
zeit (2023-2026) wird eine zweite Phase 
der Bürgerdeliberation mit neuen 
Schwerpunkten durchgeführt, die sich 
mit Gestaltungsoptionen von Wärme- 
und Verkehrswende sowie der Finan-
zierung bzw. Verteilungsfragen von kli-
mapolitischen Maßnahmen befasst. Den 
Auftakt bildete die Ariadne-Bürgerkonfe-
renz im Juni 2024 – 149 zufällig ausge-
wählte Bürgerinnen und Bürger aus ganz 
Deutschland diskutierten Politikoptionen 
zu den drei Themenschwerpunkten. Der 
folgende Bericht bietet einen Überblick 
über den Prozess, die zentralen Frage-
stellungen, die angewandten Methoden 
und die Ergebnisse der Bürgerdeliberati-
on zur Wärmewende.

1. EINLEITUNG
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Klimaschutzziele für den Wärmesektor

Die Bundesregierung hat sich ehrgeizige 
Ziele für die Wärmewende gesetzt, indem 
der Anteil erneuerbarer Energien in der 
Wärmeversorgung deutlich erhöht und 
damit ein wichtiger Beitrag zum Klima-
schutz geleistet werden soll. Insgesamt 
ist der Gebäudesektor für rund 30 % der 
CO2-Emissionen und 35 % des Endener-
gieverbrauchs in Deutschland verant-
wortlich (Umweltbundesamt 2024). Um 
die Klimaziele zu erreichen, muss der Ge-
bäudesektor bis spätestens 2045 klima-
neutral werden. Das Klimaschutzgesetz 
sieht vor, dass die Treibhausgasemissio-
nen im Gebäudesektor bis 2030 um 
68 % gegenüber 1990 reduziert werden 
müssen. Laut Gutachten des Experten-
rats für Klimafragen (ERK) verfehlte der 
Gebäudesektor allerdings die letzten drei 
Jahre die anvisierten Sektorziele – trotz 
der starken Energie-Einsparungen wäh-
rend der Gaskrise (ERK 2024). Es bedarf 
geeigneter politischer Maßnahmen, um 
einen wirksamen Klimaschutz im Gebäu-
debereich mit höherer Geschwindigkeit 
umzusetzen. Die energetische Sanierung, 
Emissionsstandards für Gebäude sowie 
Anreize und Regelungen für die Umstel-
lung von Heizungen auf Erneuerbare 
Energien sind dafür essenziell. Auch Wär-
menetze müssen ausgebaut und lang-
fristig dekarbonisiert werden. 

Ausgangslage: Die politische Debatte 
zur Wärmewende und dem Gebäude-
energiegesetz

Ausgelöst durch die Veröffentlichung des 
Referentenentwurfs über die Novellie-
rung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) 
des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz (BMWK) entbrannte im 
Jahr 2023 eine aufgeladene gesellschaft-
liche und mediale Debatte zur Wärme-
wende (Jost et al. 2024). Um die Einbet-
tung der Ariadne-Bürgerdeliberation in 
den öffentlichen Diskurs zur Wärmewen-
de besser zu verstehen, wird im Folgen-
den auf die Gründe für diese Polari-
sierung eingegangen und eine politische 
Einordnung vorgenommen. Die Zuspit-
zung und Überhitzung der öffentlichen 
und politischen Diskussion arbeiteten 
sich vor allem an den folgenden Punkten 
ab: 

1. Kommunikation: Soziale Fragen wie 
der Mieterschutz sowie die Frage der 
Finanzierung des Heizungstauschs 
durch Förderprogramme wurden 
auf politischer Seite nicht klar kom-
muniziert. Hinzu kam die mediale 
Darstellung, die der Springer-Verlag 
2023 unter anderem in der Bild-Zei-
tung zum GEG startete und durch 
den Begriff „Heiz(ungs)hammer" 
prägte (Jost et al. 2024).

2. HINTERGRUND: POLARISIERTE 
DEBATTE ZUR WÄRMEWENDE
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2. Gesetzliche Ausgestaltung: Die 
technischen Details und regulatori-
schen Vorgaben des GEG waren Ge-
genstand intensiver Debatten. Die 
Abstimmung mit den zuständigen 
Fachressorts stand zu einigen Fra-
gen noch aus. Trotzdem gelangte 
der Gesetzesentwurf an die Öffent-
lichkeit und löste eine hitzige Debat-
te über ein Verbot fossiler Hei-
zungen im Gebäudebestand aus.

3. Politische Verantwortung: Bundes-
wirtschaftsminister Robert Habeck 
und die Grünen standen im Zentrum 
der Kritik bezüglich der Konzeption 
des GEG. Gleichzeitig wurde das Aus 
für fossile Öl-Heizungssysteme be-
reits von der Großen Koalition für 
2021 beschlossen (Zeit Online 2019).

4. Parteiübergreifende Kontroversen: 
Die Diskussion führte zu Spannun-
gen sowohl innerhalb der Regierung 
als auch zwischen den politischen 
Parteien. Die FDP blockierte das Ge-
setz lange Zeit und positionierte sich 
mit ihrer inhaltlichen Kritik im Lager 
der Opposition, obwohl sie Teil der 
Koalition war.

5. Komplexität: Die Komplexität des 
Themas verstärkte die Polarisierung. 
Das GEG umfasst eine Vielzahl von 
Regelungen, die sowohl für Laien als 
auch für Expertinnen und Experten 
schwer zu durchschauen sind. Dies 
bietet Raum für unterschiedliche In-
terpretationen und fördert die Ent-
stehung von Halbwahrheiten.

6. Wirtschaftliche Interessen: Für die 
Heizungsbranche bedeutet die Wär-
mewende einen tiefgreifenden Wan-
del. Um Fehlinvestitionen zu vermei-
den, bedarf es Planungssicherheit 
über die zukünftige Ausrichtung der 
Branche (Zentralverband des Deut-
schen Handwerks 2023). Unterneh-
men müssen sich auf neue Techno-
logien und Geschäftsmodelle ein-
stellen, was mit einem erheblichen 
Ressourcen- und Schulungsaufwand 
verbunden ist. Gleichzeitig entste-
hen neue Marktchancen für Unter-
nehmen, die innovative Lösungen 
für die Wärmewende anbieten. 

7. Verteilungsfragen: Die sozialen Aus-
wirkungen der Wärmewende wurden 
bei der Gestaltung des Gesetzes un-
terschätzt. Die Kosten für eine ener-
getische Sanierung können für viele 
Haushalte eine erhebliche Belastung 
darstellen (dena 2024). Haushalte 
mit geringem Einkommen verfügen 
nicht über ausreichend Eigenkapital 
oder die nötige Kreditwürdigkeit, um 
die Investitionen zu stemmen, selbst 
wenn attraktive Förderquoten ange-
boten werden. 

8. Technische Umsetzung: Es gibt eine 
Vielzahl von Technologien, die für 
die Wärmeversorgung in Frage kom-
men, wie beispielsweise Wärmepum-
pen, Fernwärme oder Solarthermie. 
Die Wahl der geeigneten Technolo-
gie hängt von verschiedenen Fak-
toren ab, wie der Gebäudegröße, der 
Lage und den örtlichen Gegebenhei-
ten. Die fehlenden Informationen 

aus der kommunalen Wärmepla-
nung, die laut Wärmeplanungsge-
setz in größeren Kommunen bis 
spätestens 2026 (mehr als 100.000 
Einwohnende) und kleineren erst 
2028 (weniger als 100.000 Einwoh-
nende) vorliegen werden, führen zu-
sätzlich zu einer Verunsicherung in 
der Bevölkerung.

Neben diesen Aspekten beeinflussen 
auch allgemeine Trends auf dem Woh-
nungsmarkt – wie Wohnungsknappheit, 
das Vermieter-Mieter-Dilemma und stei-
gende Kosten durch Inflation und Ener-
giepreisdruck – sowie der demogra-
phische Wandel unter Eigenheimbe-
sitzenden (wie Alter und Einkommen) 
den Diskurs über die Wärmewende und 
tragen zu seiner starken Aufladung bei. 
Eine Zusammenfassung der verschiede-
nen Faktoren findet sich in Abbildung 1 
und zeigt die Vielschichtigkeit der Debat-
te. Vor diesem Hintergrund war es Ziel 
der Ariadne-Bürgerdeliberation, die Aus-
wirkungen des GEG mit den Bürgerinnen 
und Bürgern zu diskutieren, um die ge-
sellschaftliche Perspektive in der Wärme-
wende zu stärken. Die Ariadne-Bürgerde-
liberation versteht sich hier als Brücke, 
um den Austausch zwischen Wissen-
schaft, Politik und Gesellschaft zur Wär-
mewende zu versachlichen.

Titel | 1

Politische Faktoren

› Komplexität des 
Gesetzes

› Mediale Darstellung und 
politische 
Kommunikation

› FDP als 
koalitionsinterne 
Opposition

› Verbindlichkeit von 
politischen 
Entscheidungen

Wirtschaftliche Faktoren

› Ausgestaltung von 
Förderprogrammen 
(Kriterien, Komplexität, 
Bürokratie)

› Mieter-Vermieter-
Dilemma

› Externe Faktoren wie 
Inflation und 
Auswirkungen des 
Ukraine-Krieges

› Investitionen in 
zukünftige 
Geschäftsfelder

Soziale Faktoren

› Fehlende soziale 
Ausgestaltung des 
ersten GEG-Entwurfs

› Demografischer Wandel 
(insbesondere 
Eigenheimbesitzende)

› Anspannung auf dem 
Mietmarkt

› Polarisierter 
gesellschaftlicher 
Diskurs

Technische Faktoren

› Technische Komplexität 
der Wärmewende

› Vielfalt an technischen 
Lösungen

› Pfadabhängigkeiten im 
Handwerk

Abbildung 1: Politische, wirtschaftliche, soziale und technische Faktoren, die zur Polarisierung der Wärmewende beitragen (eigene Darstellung)
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3.1 Methodik der Bürgerdeliberation

Die Ariadne-Bürgerdeliberation hat zum 
Ziel, einen gemeinsamen Lernprozess 
zwischen Gesellschaft und Wissenschaft 
mitzugestalten und geht dabei über eine 
reine Wissenschaftskommunikation hin-
aus. Angelehnt an das „pragmatisch-auf-
geklärte Modell“ (Edenhofer & Kowarsch 
2015) soll mit dem Deliberationsprozess 
eine Diskussion mit Bürgerinnen und 
Bürgern über konkrete und wissen-
schaftlich basierte Politikmaßnahmen 
zur Gestaltung der Energiewende in Ver-
bindung mit den zugrundeliegenden 
Wertevorstellungen und Bewertungskri-
terien ermöglicht werden. Deliberation 
bedeutet „Beratschlagung“, „Abwä-
gung“ und beschreibt als Methode eine 
auf den Austausch von Argumenten, 
Werten und Begründungen angelegte 
Form der dialogischen Entscheidungsfin-
dung. Die überzeugendsten Argumente 
sollen gewinnen und zu besseren Ent-
scheidungen führen – und nicht die ein-
fache Mehrheitsabstimmung. Wichtig ist, 
dass Menschen unter fairen Bedingun-
gen und gleichberechtigt an der Diskus-
sion teilnehmen und sich aufeinander 
beziehen, zum Beispiel durch Hinterfra-
gen, Zustimmen oder Widersprechen. 
Der Mehrwert der Deliberation liegt ins-
besondere bei gesellschaftlichen Aus-
handlungsprozessen, in denen unter-
schiedliche Sichtweisen, Werte und Nor-

men aufeinandertreffen. Die Deliberation 
gibt der Vielfalt an Perspektiven einen 
kommunikativen Raum und ermöglicht 
durch einen strukturieren Prozess ge-
meinwohlorientierte Entscheidungen zu 
treffen (Blum et. al 2022). Für die wissen-
schaftliche Politikberatung ergibt sich 
hieraus ein Raum zum Abwägen von 
Handlungsalternativen in der Zusam-
menschau von Evidenz und gesellschaft-
lichen Perspektiven, in dem das Ausloten 
von konsensualen oder mehrheits-
fähigen Handlungsoptionen und Bedin-
gungen möglich gemacht wird. Ergeb-
nisse werden darüber hinaus auch in 
Stakeholder-Dialogen mit Politik und 
Verwaltung, Wirtschaft sowie organisier-
ter Zivilgesellschaft reflektiert und in ei-
nem iterativen Prozess weiterentwickelt. 

Als eine Art der deliberativen Mini-Pu-
blics1 hat die Ariadne Bürgerdeliberation 
folgende Kernmerkmale (Curato et al. 
2021):

▶ Zufällige Auswahl der Teilnehmen-
den: Die Teilnehmenden der Bürger-
deliberation werden zufällig ausge-
wählt, um eine möglichst breite ge-
sellschaftliche Vielfalt abzubilden. 
Das inkludiert sowohl ein Losver-
fahren als auch eine Auswahl nach 
Kriterien, die eine bestimmte Reprä-
sentativität der Teilnehmenden in 
Bezug auf die Zensusergebnisse und 

3. METHODE: KONZEPTION DER 
BÜRGERDELIBERATION

1 Deliberative Mini-Publics werden definiert als „sorgfältig konzipierte Foren, in denen eine repräsentative Teilmenge der 
Bevölkerung zusammenkommt, um offene, inklusive und informierte Diskussionen über ein oder mehrere Themen mit greifbaren 
Ergebnissen zu führen“ (Curato et al., S. 3).
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das Thema erlauben. Dennoch bleibt 
das Risiko einer Selektionsverzer-
rung bestehen, da die Eingeladenen 
frei entscheiden können, ob sie die 
Einladung annehmen oder ableh-
nen. Gleichwohl stellen Bürgerkon-
ferenzen grundsätzlich eine neue 
und damit weitere Möglichkeit ne-
ben bisherigen politischen Diskurs-
räumen dar, Argumente und Per-
spektiven zu einem Thema einzu-
bringen (Dean et al. 2024).

▶ Offener und inklusiver Austausch 
von Argumenten: Unterstützt durch 
die Moderation eröffnet die Bürger-
konferenz einen Raum, in dem alle 
Teilnehmenden zu bestimmten vor-
geschlagenen Politikmaßnahmen 
Argumente formulieren und austau-
schen können. Teilnehmende wer-
den dazu ermutigt, ihre Positionen 
zu begründen und auf die Beiträge 
anderer einzugehen. So ermöglicht 
der deliberative Austausch einen tie-
fergehenden Diskurs, in den Werte, 
Normen und Alltagserfahrungen 
einfließen. Im Mittelpunkt steht das 
Abwägen von Argumenten, anstatt 
lediglich die individuellen Positionen 
der Teilnehmenden gegenüberzu-
stellen.

▶ Informationen und Wissensaus-
tausch: Die Teilnehmenden der Bür-
gerkonferenzen erhalten neue Infor-
mationen und Wissen einerseits 
durch den Austausch mit den an-
deren in der Gruppe, andererseits 
durch strukturiert aufbereitete Infor-
mationen zu dem jeweiligen Thema 
(Curato et al. 2021). Insbesondere in 
Bürgerbeteiligungsprozessen in der 
Forschung ist es von Bedeutung, 
den aktuellen Wissensstand und Evi-
denzen verständlich aufzubereiten, 
um eine fundierte und reflektierte 
Deliberation zu ermöglichen. Für die 
erste Phase der Ariadne Bürgerdeli-
beration wurde das Wissen in ver-
schiedenen Formaten und Zeitpunk-
ten vermittelt, darunter Filme, Bro-
schüren und Vorträge. Aber auch die 
Forschenden einer Bürgerkonferenz 
können dazu lernen: wie Bürger-

innen und Bürger das aufbereitete 
Wissen bewerten, ob ihnen be-
stimmte Aspekte fehlen und wie 
praktische Herausforderungen zu-
rück in den wissenschaftlichen Dis-
kurs übersetzt werden können (ebd. 
S. 82).

▶ Gemeinsame Schlussfolgerungen 
und Ergebnisse: Bürgerkonferenzen 
sind nicht nur Foren für Diskussion 
und Austausch, sondern zielen dar-
auf ab, zu Schlussfolgerungen zu 
kommen, die als Ergebnis kommuni-
ziert werden können (ebd. S. 86). 
Der Ariadne Deliberationsprozess 
strebt an, Kernbotschaften in den 
Themenbereichen zu formulieren 
und diese dann auf einem abschlie-
ßenden Bürgergipfel gemeinsam 
mit Stakeholdern zu diskutieren. Da-
bei geht es nicht zwingend um einen 
Konsens zwischen den Beteiligten, 
sondern vielmehr darum, Optionen 
und deren Implikationen aus ver-
schiedenen Perspektiven zu beleuch-
ten. Als Zwischenergebnis der Bür-
gerkonferenz gilt dieser Bericht so-
wie der Austausch mit Stakeholdern 
in verschiedenen Dialogformaten. 

3.2 Ablauf des Ariadne-Deliberations-
prozesses

Die Ariadne-Bürgerdeliberation ist über 
die Projektlaufzeit von 2023 bis 2026 an-
gelegt und lässt sich in drei Phasen so-
wie Vorbereitung und Abschluss einteilen 
(siehe Abbildung 2). 

In der Vorbereitungszeit wurde der Deli-
berationsprozess aufgesetzt. Dazu wur-
den für die drei Themenbereiche Wärme-
wende, Verkehrswende und Verteilungs-
fragen der Klimapolitik, die Teilnehmen-
den per Zufallsverfahren rekrutiert, die 
Bürgerkonferenz konzipiert und geplant 
sowie thematische Schwerpunkte mit 
den Forschenden festgelegt. Die Frage-
stellungen leiteten sich aus Ergebnissen 
des Lernprozesses in Ariadne 1, For-
schungsvorhaben, politischen Entwick-
lungen und dem Austausch mit Stake-
holder ab. In der ersten Phase bildet die 

Bürgerkonferenz den Auftakt der Ariad-
ne-Bürgerdeliberation. Ebenfalls findet 
eine Vorher-Nachher-Befragung statt, die 
Aufschluss über Einstellungsveränder-
ungen zu konkreten Politikmaßnahmen 
unter den Teilnehmenden geben soll. In 
der zweiten Phase werden pro Thema 
zwei Online-Bürgerdialoge mit circa 40 
Bürgerinnen und Bürgern organisiert. 
Ziel ist es, verschiedene Politik-Mixe ge-
genüberzustellen und zu priorisieren. In 
der dritten Phase folgen im Frühjahr 
2026 vorbereitende Workshops für den 
Bürgergipfel. Abschluss der Ariadne-Bür-
gerdeliberation bildet im Juni 2026 ein 
Bürgergipfel, zu dem auch Vertreter-
innen und Vertreter aus der Politik, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft eingeladen 
sind, um Ergebnisse zu sichten und zu 
diskutieren. 

Die Ariadne-Bürgerdeliberation wird 
durch eine Vielzahl an Visualisierungen 
unterstützt, um in die Forschungsthe-
men einzuführen und komplexe Sachver-
halte verständlich darzulegen. In Vorbe-
reitung auf die Bürgerkonferenz wurde 
pro Thema ein Lernmodul sowie ein Vi-
deo entwickelt, um Informationen für die 
teilnehmenden Bürgerinnen und Bürger 
sachlich aufzubereiten (siehe Abbildung 
3). Hierbei steht bei der Wärmewende die 
Frage im Mittelpunkt: „Wie heizen wir kli-
mafreundlich?“ Die Broschüre und der 
Film definieren dazu eingangs den Be-
griff „Wärmewende“, verschiedene Hei-
zungsarten und die damit verbundenen 
Emissionen. Zusätzlich werden Heraus-
forderungen beim Übergang zu erneuer-
baren Formen der Wärmeversorgung 
aufgezeigt. Als die wichtigsten Maßnah-
men für die Umsetzung der Wärmewen-
de werden verschiedene Heizungstech-
nologien, Wärmenetze, Energieeffizienz 
und die energetische Sanierung vorge-
stellt. Die Informationsmaterialien sind 
in einfacher Sprache gehalten und in 
ihrem Informationsgehalt begrenzt, da-
mit Bürgerinnen und Bürger zum einen 
nicht zu stark im Vorfeld der Konferenz 
beeinflusst werden und zum anderen 
ausführlicheres Material unter den Teil-
nehmenden nicht unterschiedlich inten-
siv studiert wird. 
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3.3 Teilnehmendenauswahl per Zufalls-
verfahren

Für die Teilnahme an der Bürgerkonfe-
renz werden insgesamt 150 Personen 
gesucht, um je 50 Personen den The-
menschwerpunkten Wärme, Verkehr und 
Verteilung zuzuordnen. Das Projekt ver-
folgt bei der Auswahl der Bürgerinnen 
und Bürger den Anspruch, möglichst die 
Breite der Gesellschaft abzubilden und 
eine Vielfalt von Lebensrealitäten und 
Perspektiven einzufangen. Die Auswahl 
erfolgt zufällig, sodass bundesweit jede 
Bürgerin und jeder Bürger ab einem Min-
destalter von 16 Jahren ausgewählt wer-
den könnte. Um Bürgerinnen und Bürger 
für die Bürgerdeliberation zu gewinnen, 
wurden vier unterschiedliche Weisen der 
Ansprache genutzt: 

1. Per Zufall wurden Daten deutsch-
landweit aus dem Melderegister ge-
zogen und Menschen per Post kon-
taktiert. 

2. In verschiedenen Gemeinden wur-
den Menschen an der Haustür be-
sucht und eingeladen, die nicht auf 
das Einladungsschreiben per Post 
reagiert haben (aufsuchende Beteili-
gung).

3. Personen wurden über Multiplikato-
ren (bspw. Vereine oder Verbände) 
im Umfeld des Veranstaltungsortes 
Fulda kontaktiert. 

4. Interessierte Teilnehmende der ver-
gangenen Ariadne-Bürgerdelibera-
tion bekamen die Möglichkeit, er-
neut teilzunehmen.

Vorgehen Zufallsauswahl: Im ersten 
Schritt wurden über 100 Gemeinden 
(bundesweit und unterschiedlicher Grö-
ße) per Zufall ausgewählt und um einen 
Auszug aus dem Melderegister gebeten. 
Anschließend erhielten über 18.000 zu-
fällig ausgewählte Bürgerinnen und Bür-
ger eine Einladung zur Teilnahme am 
Deliberationsprozess. Interessierte konn-
ten sich unter Angabe soziodemogra-
fischer Daten über ein Online-Formular 
zum Beteiligungsprozess registrieren – 
insgesamt gingen knapp 700 Rückmel-
dungen ein (siehe Abbildung 4). Auf Ba-
sis der persönlichen und soziodemogra-
fischen Daten wurden die Teilnehmen-
den nach festgelegten Kriterien ausge-
sucht. Vorrangig eine direkte Zusage er-
hielten Teilnehmende aus vergangenen 
Ariadne-Bürgerdeliberationen sowie Per-
sonen, die über aufsuchende Beteiligung 

oder Multiplikatoren gewonnen wurden. 
Die weiteren Teilnehmenden wurden mit 
dem Ziel größtmöglicher Perspektiven-
vielfalt ausgewählt. Dabei folgte die Aus-
wahl folgender Priorisierung: 

▶ Geschlecht nach Zensus
▶ Einschätzung des Tempos der aktu-

ellen Klimapolitik (zu schnell, zu 
langsam, gerade richtig) – Gleich-
verteilung der Antworten

▶ Bildungsabschluss – Personen mit 
niedrigem Bildungsabschluss wur-
den überrepräsentiert

▶ Altersgruppen nach Zensus
▶ Bundesland – Ostdeutschland wur-

de überrepräsentiert
▶ Migrationshintergrund nach Zensus

 

Abbildung 3: Broschüre und ein Lernvideo als Informationsquellen (eigene Darstellung)

Vorbereitende
Workshops

digital, pro Themengebiet

Diskussion und Feedback zu den Ergebnissen in verschiedenen Dialogformaten
mit Akteuren aus Politik, Wirtschaft und organisierter Zivilgesellschaft

Bürgergipfel
analog

Präsentation der 
Ergebnisse und Austausch 

zwischen Bürger*innen, 
Stakeholdern und 

Forschenden

2026

Abschluss
Vorstellung und Diskussion

der Ergebnisse

III. Phase
Finalisierung

der Ergebnisse

2025

II. Phase
Politikmixe entwickeln und 

aushandeln

2024

I. Phase
Fragen formulieren, erste 

Maßnahmen bewerten

2023

Vorbereitung
Prozesse aufsetzen,

Beteiligte auswählen

Bürgerdialoge
digital, pro Themengebiet

Vorbereitung von Themen 
und Fragen inkl. 

Informationsmaterial

Auswertung und 
Weiterentwicklung der 

Fragestellungen

Bürgerkonferenz
analog

Vertiefung der Politikoptionen 
und Einordnung der Ergebnisse

3 x 50 Bürger*innen
Themen: Verteilung,
Wärme und Verkehr

Wissenschaft

Stakeholder

Abbildung 2: Überblick über den Ablauf der Ariadne-Bürgerdeliberation (eigene Darstellung)
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Insgesamt wurden 155 Bürgerinnen und 
Bürger für den Ariadne-Bürgerdialog 
ausgewählt und erhielten eine Zusage, 
wobei rund 50 Teilnehmende pro The-
mengebiet ausgewählt wurden. Es wur-
den fünf Teilnehmende mehr eingeplant, 
um mögliche Ausfälle auszugleichen. Bei 
Absagen wurde fortwährend nachrekru-
tiert, um eine möglichst hohe Teilneh-
mendenanzahl sicherzustellen. Letztlich 
nahmen 149 Bürgerinnen und Bürger 
an der Ariadne- Bürgerkonferenz in Ful-
da teil.

Zusammensetzung der Teilnehmenden 
zur Wärmewende: Insgesamt nahmen 
50 Bürgerinnen und Bürger am Themen-
Plenum Wärmewende teil. Sie verteilten 
sich über die sozio-demografischen 
Merkmale Geschlecht, Migrationshinter-
grund und Alter angelehnt an den Zen-
sus (vgl. Abbildung 25). Die Teilnehmen-
den setzten sich zu 48 % aus Männern 
und zu 52 % aus Frauen zusammen. Der 
Altersdurchschnitt lag bei 50 Jahren. In 
Bezug auf ihre Einstellung zur Klimapoli-
tik waren sie im Vergleich zur Gesamtbe-
völkerung etwas progressiver eingestellt 
(siehe Abbildung 5), aber auch kritische 
Stimmen waren vertreten. 64 % der Teil-
nehmenden gaben bei der Registrierung 
an, dass ihnen das Tempo der Klimapoli-
tik in Deutschland zu langsam ist. Im 
ARD-Deutschland-Trend2 von April 2023 
waren nur 44 % dieser Ansicht. 20 % der 
Teilnehmenden fanden das Tempo zu 
schnell, was knapp 7 % weniger sind im 
Vergleich zu den Befragten im ARD-
Deutschland-Trend. Mit 16 % bei den 
Teilnehmenden und 18 % bei den Be-

fragten der ARD-Studie sind die Werte 
für die Angabe „gerade richtig“ relativ 
ähnlich. Um bei den zu diskutierenden 
Themen eine gewisse Breite an Perspek-
tiven zu gewährleisten, wurden die Teil-
nehmenden auch anhand der Wohnsitu-
ation ausgewählt. Dabei lag ein stärkerer 
Fokus auf der Rekrutierung von Eigen-
heimbesitzenden, da diese eine beson-
dere Betroffenheit und größeren Hand-
lungsspielraum beim Heizungstausch 
oder der energetischen Sanierung haben 
als Mietende. Insgesamt lebten 34 % der 
Teilnehmenden zur Miete und 64 % im 
Eigenheim (vgl. 52 % der Deutschen le-
ben zur Miete und 48 % sind selbstnut-
zende Eigenheimbesitzende) (Statista 
2025, Statistisches Bundesamt 2025).

3.4 Ablauf der Ariadne-Bürgerkonferenz

Die Ariadne-Bürgerkonferenz fand an 
zwei Tagen im Juni 2024 in Fulda statt. 
Die Konferenz begann mit einer Vorstel-
lung des Ariadne-Projekts und der betei-
ligten Forschenden im großen Plenum. 
Dabei wurden die Ziele des Kopernikus-
Projekt Ariadne erläutert, der Beteili-
gungsprozess vorgestellt und die Aus-
wahl der drei Themenschwerpunkte (Ver-
kehr, Wärme und Verteilung) begründet. 
Im Anschluss wurden verschiedene Me-
thoden zum gegenseitigen Kennenlernen 
der Teilnehmenden angeleitet. Außer-
dem gab es eine Sensibilisierung für eine 
gut gelingende Diskussion und eine Re-
flexionsübung zu verschiedenen Kommu-
nikationstypen.

Nach der Einführung im Gesamtplenum 
teilten sich die Teilnehmenden in die drei 
Themenplena à 50 bzw. 49 Bürgerinnen 
und Bürger auf. Auf Basis themenspezi-
fischer Inputs aus der Wissenschaft wur-
den in Kleingruppen bestimmte Frage-
stellungen und Politikoptionen zur Wär-
mewende diskutiert. Jede Kleingruppe 
wurde von einer Moderation von ifok be-
gleitet, die die Teilnehmenden durch die 
verschiedenen Sitzungen leitete und Er-
gebnisse dokumentierte. Wichtig ist, 
dass innerhalb der Kleingruppen kein 
Konsens gefunden werden musste. Zen-
trale Argumente wurden an Stellwänden 
festgehalten, die in den Themenplena 
vorgestellt wurden und zur Nachberei-
tung der Konferenz dienten. 
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64%
16%

20% 0%

44%

18%

27%

11%

Einstellungen zum Tempo in der 
Klimapolitik

...zu langsam

...gerade richtig

...zu schnell

Weiß nicht/ Keine
Angabe

Politische Einstellung

Gesamtbevölkerung (2023)

TN

Wohnsituation

28%

32%

38%

2%
Wohnort

Auf dem Land
Am Stadtrand
In der Stadt
Keine Angabe

34%

64%

2%
Miete oder Eigentum

Zur Miete
Im Eigenheim
Keine Angabe

 

18.676 Anschreiben 

715 Rückmeldungen  

3x50 Teilnehmende 

Bürgerkonferenz 

Gemeindeauswahl mit Schwerpunkten 
Ostdeutschland, Automobilregionen, AfD-
Zuspruch usw. 

693 Rückmeldungen + 11 aufsuchende 
Rekrutierung + 10 Teilnehmende Ariadne 
Phase 1 + 1 über Multiplikatoren Fulda 

Weitere Auswahl nach themenspezifischen 
Kriterien wie (kein) Autobesitz, Eigenheim 
oder Miete, Einkommen 

Bürgerkonferenz 

Abbildung 4: Auswahl der Teilnehmenden (eigene Darstellung)

2 ARD-Deutschland-Trend: https://www.tagesschau.de/inland/deutschlandtrend/deutschlandtrend-3339.html

Abbildung 5: Zusammensetzung der Teilnehmenden im Plenum Wärmewende (eigene Darstellung)
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Überblick Ablauf des Themenplenums 
Wärmewende
Die Teilnehmenden wurden in fünf Dis-
kussionsgruppen aufgeteilt. Vier von fünf 
Gruppen beinhalteten ausschließlich 
Hausbesitzende, nur eine Gruppe be-
stand aus Mietenden. Diese Zusammen-
setzung ermöglichte eine differenzierte 
Betrachtung der Betroffenheit.

Zur Einführung in den Themenschwer-
punkt Wärmewende am ersten Tag wur-
den die Teilnehmenden gebeten, sich zu 
verschiedenen Aussagen rund um das 
GEG und die Bundesförderung effiziente 
Gebäude (BEG) zu positionieren, um ein 
erstes Stimmungsbild unter den Bür-
gerinnen und Bürgern zu erheben. Hier 
zeigte sich unter anderem, dass rund die 
Hälfte der Befragten Maßnahmen zur 
energetischen Sanierung durchgeführt 
haben. Außerdem signalisierte mehr als 
die Hälfte der Bürgerinnen und Bürger, 
dass die CO2-Kosten beim Heizverhalten 
keine Rolle spielen. Es folgte ein fachli-
cher Input aus dem Team der Ariadne-
Forschenden. In einer ersten Runde dis-
kutierten alle fünf Gruppen dieselbe Fra-
ge: Welche Chancen und Herausforderungen 
stellen die energetische Gebäudesanierung 
und der Heizungstausch dar? Es wurde 
auch darauf eingegangen, welche Unter-
schiede sich für Mietende und Eigentü-
merinnen sowie Eigentümer ergeben. 
Nachfolgend diskutierten die Gruppen zu 
unterschiedlichen Fragen. Anknüpfend 
an die erste Frage zu Chancen und 

Herausforderungen der energetischen 
Gebäudesanierung diskutierten die bei-
den Gruppen vertiefende Fragen rund 
um das Thema energetische Sanierung. 
Dazu gehörten beispielsweise Fragen 
nach den Profiteuren von Sanierungen 
und wie Mietende Sanierungsmaßnah-
men mitgestalten können. Parallel disku-
tierten zwei Gruppen die Ausgestaltung 
der finanziellen Förderung. Es wurde un-
ter anderem besprochen, welche gesell-
schaftlichen Gruppen besonders von der 
BEG-Förderung profitieren sollten und 
nach welchen sozialen Kriterien sich die-
se richten kann. Die Gruppe mit den Mie-
tenden beschäftigte sich mit der Frage-
stellung, welchen Handlungsspielraum 
sie haben und welche Erwartungen sie 
an Vermietende und den Staat stellen.

Am zweiten Tag stand das Thema CO2-
Bepreisung im Fokus der Diskussionen: 
Nach einer wissenschaftlichen Einord-
nung über das klimapolitische Leitinstru-
ment diskutierten alle Kleingruppen 
über die Chancen und Herausforder-
ungen der CO2-Bepreisung und soziale 
Verteilungsfragen. Außerdem wurde die 
Ausgestaltung des CO2-Kostenauftei-
lungsgesetz zwischen Vermietenden und 
Mietenden vertieft.

 

Abbildung 6: Konzeption der Bürgerkonferenz in Fulda (eigene Darstellung) Vorher-Nachher-Befragung
Gestützt wurde die Deliberationssynthe-
se der Bürgerkonferenz durch eine Vor-
her-Nachher-Befragung der Teilnehmen-
den, um Einstellungsveränderungen der 
Bürgerinnen und Bürger während des 
Prozesses zu ermitteln. Die Befragung 
hatte zum Ziel, die Positionen der Bür-
gerinnen und Bürger zu einer Reihe von 
Politikmaßnahmen vor und nach der 
Konferenz zu erfassen, um zu ermitteln, 
ob eine Veränderung der Bewertung ein-
zelner Politikoptionen (durch die Bürger-
deliberation) stattgefunden hat. In der 
Befragung wurde eine fünfstufige Likert-
Skala genutzt (Stimme zu/eher zu/teils-
teils/stimme eher nicht zu/stimme nicht 
zu) sowie die Möglichkeit gegeben, indivi-
duelle Beweggründe innerhalb eines 
Freitextfelds zu beschreiben. Die Teilneh-
menden erhielten den Vorher-Fragebo-
gen einige Tage vor der Bürgerkonferenz 
und wurden am Ende der Bürgerkon-
ferenz gebeten den Nachher-Fragebogen 
auszufüllen. 

Die Auswertungen der Vorher-Nachher-
Befragung sind Kapitel 4.2. und 5.3 zu 
entnehmen. Die Veränderungen werden 
anhand von Sankey-Diagrammen darge-
stellt. Die Ergebnisse zeigen, dass sich 
die Positionen bei einigen Fragen sicht-
bar veränderten und die Begründungen 
zu den Positionen nach der Bürgerkon-
ferenz differenzierter ausfielen. Hier gilt 
es anzumerken, dass die Bewertung von 
Einzelthemen durchaus von vielen Fak-
toren beeinflusst werden kann und somit 
eine ablehnende oder zustimmende Hal-
tung vor der Bürgerkonferenz auch 
durch Medienberichte oder das Einlesen 
in die Borschüren bereits beeinflusst wer-
den konnte. Ob sich die Einstellungen 
nach der Bürgerkonferenz dauerhaft ver-
ändern, kann im Rahmen der Befragung 
nicht untersucht werden. Da nicht alle 
Bürgerinnen und Bürger die Fragebögen 
korrekt und vollständig ausfüllten, fiel 
die auswertbare Antwortrate (n) pro Fra-
gebogen geringer als die tatsächliche 
Anzahl an Teilnehmenden aus. Trotz die-
ser Einschränkung lieferte die Vorher-
Nachher-Befragung wertvolle Einblicke 
in die Lernprozesse und die Entwicklung 
der Einstellungen der Bürgerinnen und 
Bürger im Verlauf der Deliberation.
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4.1 Wissenschaftlicher Input zum Stand 
der Wärmewende und GEG

Am ersten Tag widmeten sich die Bürge-
rinnen und Bürger und Forschenden 
schwerpunktmäßig den Themen Hei-
zungstausch/GEG und energetische Sa-
nierung. Malte Bei der Wieden, wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Öko-Institut 
e.V., stellte in seinem Vortrag die Kernda-
ten des deutschen Wärmemarkts sowie 
die aktuellen Regelungen im GEG vor.

Wärmemarkt in Deutschland
Derzeit gibt es circa 22 Mio. Gebäude in 
Deutschland, davon sind 16,2 Mio. Ein- 
und Zweifamilienhäuser, 3,3 Mio. Mehrfa-
milienhäuser und 2 Mio. Nicht-Wohnge-
bäude. 53 % der Haushalte in Deutsch-
land leben zur Miete. Diese Wohneinhei-
ten werden größtenteils fossil beheizt, 
insbesondere Gas- und Ölheizungen sind 
in Gebäuden derzeit weit verbreitet (sie-
he Abbildung 7). Die Nutzung von Fern-
wärme steht an dritter Stelle und wird 
von rund 18 % der Haushalte genutzt 
(Mikrozensus 2022). Fernwärme wird zu-
meist mit Gas, Abfall und/oder Kohle er-
zeugt (dena 2024).

4. DAS GEBÄUDEENERGIEGESETZ: 
HEIZUNGSTAUSCH UND 
ENERGETISCHE SANIERUNG 

Die Wärmewende: Gebäude beheizen ohne CO2-Emissionen | 4

WIE GEHT DIE WÄRMEWENDE VORAN BEI HEIZUNGEN?

Quellen: Mikrozensus (2022), Bundesverband der deutschen Heizungsindustrie (2024) 
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Abbildung 7: Heizungsarten nach Wohneinheiten; Quelle: Mikrozensus 2022
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Zielsetzung des GEG
Das GEG verfolgt die Ziele, Energie und 
damit CO2-Emissionen in deutschen Ge-
bäuden einzusparen und Erneuerbare 
Energien in der Wärmeversorgung zu för-
dern. Dazu macht das Gesetz Vorgaben 
und setzt Fristen zur Erreichung be-
stimmter Anteile Erneuerbarer Energie 
bei der Wärmeversorgung von Gebäuden 
(siehe weiter unten). Bei jedem Heizungs-
wechsel muss zudem berücksichtigt wer-
den, dass spätestens ab 2045 die Nut-
zung von fossilen Energieträgern in Hei-
zungsanlagen nicht mehr möglich ist – 
von da an müssen alle Heizungen voll-
ständig mit Erneuerbaren Energien be-
trieben werden.

Bestandsheizungen
Heizungen, die ausschließlich mit Öl oder 
Gas laufen, können in Bestandsbauten 
und Neubauten in Baulücken spätestens 
ab Mitte 2026 (für Städte mit mehr als 
100.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern) beziehungsweise Mitte 2028 (für 
Städte mit weniger als 100.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern) nicht mehr 
eingebaut werden. Es gibt mit dem GEG 
keine sofortige Austauschpflicht für be-
stehende Gas- oder Ölheizungen – der 
weiterlaufende Betrieb ist somit vorerst 
erlaubt. Die kommunale Wärmeplanung, 
die von Städten und Kommunen ausge-
arbeitet werden muss, liefert unter Um-
ständen weitere Informationen, welche 
Gebiete potenziell an ein Wärmenetz an-
geschlossen werden können.

Übergangsfristen und Ausnahme-
regelungen
Sollte die schon eingebaute Gas- oder Öl-
heizung defekt sein, macht das GEG fol-
gende Vorgaben: Ist der Schaden repa-
rierbar, darf die Heizung nach der Repa-
ratur ohne Einschränkungen weiterver-
wendet werden. Bei irreparablen Schä-
den gibt es eine Übergangsfrist von fünf 
Jahren beziehungsweise bei Gasetagen-
heizungen von bis zu 13 Jahren bis die 
65 %-Regel eingehalten werden muss. 
Falls ein Anschluss des Hauses an ein 
Wärmenetz möglich ist, beträgt die 
Übergangsfrist maximal zehn Jahre. In-
nerhalb dieser Zeit dürfen Verbrau-

cherinnen und Verbraucher dementspre-
chend auch Anlagen einbauen, die mit 
100 % fossiler Energie betrieben werden. 
Unter bestimmten Bedingungen (Kessel-
typ und Einzugszeitpunkt) müssen Gas- 
oder Ölheizungen, die älter als 30 Jahre 
alt sind, ausgetauscht werden. Verpflich-
tend wird auch die sogenannte Energie-
beratung beim Einbau von Heizsyste-
men, die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher mögliche Optionen darlegt und eine 
fundierte Entscheidungsfindung ermögli-
chen soll.

Mietende
Das GEG 2024 schützt Mietende vor ho-
hen Mietpreiserhöhungen durch notwen-
dige Heizungssanierungen und bietet 
gleichzeitig Anreize für Vermietende, 
frühzeitig auf umweltfreundlichere Heiz-
systeme umzurüsten. Wenn Vermietende 
neue Heizungsanlagen installieren, die 
mindestens zu 65 % mit Erneuerbaren 
Energien betrieben werden, und dafür 
Fördermittel erhalten, so dürfen sie die 
Miete erhöhen. Allerdings können nicht 
die vollen Kosten auf die Mietenden um-
gelegt werden: Einerseits werden zu-
nächst die Fördermittel abgezogen, an-
dererseits gibt es einen Pauschalabzug 
von 15 % der Gesamtkosten, da die Ver-
mietenden durch den Austausch auch 
Wartungskosten sparen. Es wird also die 
sogenannte Erhaltungskostenpauschale 
abgezogen. Um den verbleibenden Be-
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Förderung für klimafreundliches Heizen

30 % Grundförderung

20 % Geschwindigkeitsbonus

30 % Einkommensabhängiger Bonus

Für den Umstieg auf 
erneuerbare Heizsysteme

Für den früheren Umstieg auf erneuerbare Energien 
bis Ende 2028. Gilt zum Beispiel für den Austausch 
von Öl-, Kohle- oder Nachtspeicherheizungen sowie 
von Gasheizungen (mindestens 20 Jahre alt).

Für selbstnutzende Eigenheimbesitzende mit 
einem zu versteuernden Gesamteinkommen 
unter 40.000 Euro pro Jahr.

Bis zu 70 % Gesamtförderung

Die Förderungen können auf bis zu 70 % 
Gesamtförderung addiert werden und 
ermöglichen so eine attraktive 
Investition.

Schutz für Mietende

Mit einer Deckelung der Kosten für den 
Heizungstausch auf 50 Cent pro 
Quadratmeter und Monat.

Abbildung 8: Übersicht über die Förderung für klimafreundliches Heizen; Quelle: BMWK Stand 
05/2024

trag auf die Mietenden umzulegen, kön-
nen die Vermietenden die Jahreskalt-
mietzahlung um bis zu 10 % der Netto-
Kosten erhöhen, allerdings nur, wenn sie 
Fördermittel in Anspruch genommen ha-
ben. Andernfalls bleibt es bei der bisheri-
gen Regelung, wonach 8 % der Kosten 
auf die Jahreskaltmiete umgelegt wer-
den können (Modernisierungsumlage). 
Zudem beschränkt die Kappungsgrenze 
den Spielraum zusätzlich auf nicht mehr 
als 0,50 Euro pro Quadratmeter über ei-
nen Zeitraum von sechs Jahren. Die Än-
derungen sind in der neuen Regelung 
zur Modernisierungsumlage im Bürgerli-
chen Gesetzbuch (§ 559e BGB) festge-
halten.

Förderung
Die neue Bundesförderung für effiziente 
Gebäude (BEG) sieht verschiedene Stu-
fen vor, zu denen Bürgerinnen und Bür-
ger beim Übergang auf ein erneuerbares 
Heizsystem finanziell unterstützt werden 
(siehe Abbildung 8). Seit dem 27. Febru-
ar 2024 können Privatpersonen, die ein 
Einfamilienhaus besitzen, eine Heizungs-
förderung bei der staatlichen KfW-Bank 
beantragen (Kreditanstalt für Wiederauf-
bau). Diese finanziert den Umstieg auf 
eine klimafreundliche Heizung mit ver-
schiedenen Zuschüssen und zinsvergüns-
tigten Krediten. Die Zuschüsse für einen 
Heizungstausch sind bis zu einer Höchst-
förderung von 70 % der Investitions-
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kosten kombinierbar. Die KfW berück-
sichtigt dabei Ausgaben von bis zu 
30.000 Euro. Alle privaten Eigentü-
merinnen und Eigentümer, die ihr Haus 
selbst bewohnen, können eine Grundför-
derung beantragen. Diejenigen, die über 
Wohneigentum und zusätzlich ein zu ver-
steuerndes Haushaltseinkommen unter 
40.000 Euro pro Jahr verfügen, erhalten 
einen Einkommensbonus von 30 %. Wer 
bis Ende 2028 seine alte fossile Heizung 
auswechseln lässt, kann zudem einen 
Geschwindigkeitsbonus von 20 % bean-
tragen. Die Förderung für den Heizungs-
tausch und Gebäude-Effizienzmaßnah-
men wird aus dem Klima- und Transfor-
mationsfonds finanziert3.

Die Kosten für den Heizungstausch und 
die energetische Sanierung werden am 
Fallbeispiel eines Einfamilienhauses mit 
mittlerem Effizienzstandard dargestellt. 
Eine Rechnung des Öko-Instituts zeigt, 
dass die Gesamtkosten für die Installa-
tion und den Betrieb eines Gaskessels 
und einer Wärmepumpe selbst in einem 
unsanierten Gebäude in einer ähnlichen 
Größenordnung liegen (siehe Abbildung 
9 links). Durch die steigenden CO2-Kos-
ten für fossile Brennstoffe und die ver-
fügbare Förderung rentiert sich die Wär-
mepumpe perspektivisch (Kostenrech-
nung über 25 Jahre). In einem sanierten 
Gebäude wäre die Wärmepumpe auf-
grund der geringeren Energiekosten 
über die Lebensdauer noch rentabler als 
der Gaskessel. Außerdem lohnen sich die 

Investition in Dämmung vor allem dann, 
wenn sowieso eine Renovierung ansteht 
(siehe Abbildung 9 rechts). Die Rentabili-
tät hängt auch hier von der langfristigen 
Entwicklung des CO2-Preises ab. 

Politische Instrumente im Wärme-
sektor
Im Wärmesektor hat die Politik verschie-
dene Instrumente für die Umsetzung der 
Wärmewende verabschiedet. Im GEG 
werden durch Vorschriften – zum Bei-
spiel Einbauverboten und Anteil Erneuer-
barer Energien – Klarheiten geschaffen, 
welche Heizungssysteme wie lange ein-
gebaut werden können. Der steigende 
CO2-Preis wird dafür sorgen, dass das 
Heizen mit fossilen Brennstoffen in den 
kommenden Jahren deutlich teurer wird. 
Darüber hinaus sollen Förderprogram-
me und günstige Kredite finanzielle An-
reize für eine Energieberatung, den Hei-
zungstausch oder die energetische Sa-
nierung schaffen. Begleitet werden diese 
Maßnahmen durch das Verwenden von 
Energieausweisen für Gebäude, die 
schon zuvor im GEG vorgesehen waren.

Die Wärmewende: Gebäude beheizen ohne CO2-Emissionen | 11

WAS KOSTET DIE WÄRMEWENDE? - FALLBEISPIELE

0 25.000 50.000 75.000 100.000

Wärmepumpe

Gaskessel

Heizungstausch im Einfamilienhaus

Investitionskosten Förderung

Energiekosten 25 Jahre CO2-Kosten 25 Jahre

Annahmen: Investitionskosten (BKI 2022), mittlere Effizienz des Gebäudes (140 kWh/m2a), 150 m2, 11 

ct/kWh Gas (BDEW 2024), 42 ct/kWh Strom (BDEW 2024), 20% Abschlag für Wärmepumpen-Tarif (BNetzA 

2023), Lebensdauer 25 Jahre, hoher Anstieg CO2-Preis mit im Mittel über 25 Jahre bei 150 €/t, 

Jahresarbeitszahl Luft-Wasser-Wärmepumpe 3,5, 50% Förderung

→ Wärmepumpen sind in unsanierten 

Gebäuden nicht unbedingt teurer

→ Dämmung lohnt sich, wenn sowieso eine 

Renovierung ansteht. Ansonsten meist nicht.

Annahmen: Investitionskosten (ARGE//e.V. 2022), ohne Sanierung 180 kWh/m2a, nach EH70EE-Sanierung 

80 kWh/m2a, Jahresarbeitszahl der Luft-Wasser-Wärmepumpe 4,0, 20% Förderung, Energiekosten s.l.

0 50.000 100.000 150.000 200.000

Mit Sanierung

Ohne Sanierung

Energetische Sanierung im Einfamilienhaus

Investition Instandhaltung Investition Dämmung

Förderung Energiekosten 25 Jahre

CO2-Kosten 25 Jahre

→ Der Zeitpunkt entscheidet,

„verpasste Chancen reduzieren

Abbildung 9: Was kostet die Wärmewende – Fallbeispiel (eigene Darstellung)

4.2 Chancen und Herausforderungen 
des Heizungstausches und der 
energetischen Sanierung 

Auf der Bürgerkonferenz befasste sich 
die erste Diskussionsrunde mit den The-
men Heizungstausch und energetische 
Sanierung. Die Argumente wurden für Ei-
gentümerinnen und Eigentümer sowie 
Mietende parallel in allen Kleingruppen 
gesammelt. Die Session orientierte sich 
an folgenden Leitfragen: 

▶ Welche Chancen und Möglichkeiten se-
hen Sie für sich selbst durch einen Hei-
zungstausch bzw. energetische Sa-
nierung? Welche Unterschiede sehen Sie 
dabei zwischen Eigenheimbesitzenden 
und Mietenden? Profitieren alle gleich? 
Warum?

▶ Welche Herausforderungen bzw. Hürden 
sehen Sie für sich selbst durch einen 
Heizungstausch bzw. energetische Sa-
nierung? (Welche Sorgen/Bedenken ha-
ben Sie? z.B. Handwerker, Zeit, Kosten 
etc.) Welche Unterschiede sehen Sie da-
bei zwischen Eigenheimbesitzenden und 
Mietenden? Sind manche mehr betrof-
fen von negativen Folgen als andere? 
Warum? 

 3 Zusätzlich ist ein Effizienzbonus in Höhe von 5 % der Investitionskosten für den Einbau einer Wärmepumpe vorgesehen.
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Eigenheimbesitzende: Chancen und 
Herausforderungen der Sanierung/des 
Heizungstauschs
Die Entscheidung für einen Heizungs-
tausch oder eine energetische Sanierung 
ist für viele Eigenheimbesitzende eine 
wichtige, aber auch komplexe Angele-
genheit. Den Teilnehmenden waren die 
Vorteile eines Heizungstauschs und von 
Sanierung größtenteils bewusst. Jedoch 
hänge die Umsetzung immer von der in-
dividuellen Ausgangssituation und dem 
Zustand des Gebäudes beziehungsweise 
der Heizung ab. Fragen zur Finanzierung 
und zu generellen Unsicherheiten wur-
den diskutiert. Hier sind einige der zen-
tralen Argumente aus den Diskussionen 
mit den Bürgerinnen und Bürgern, die 
für einen Heizungstausch oder eine ener-
getische Sanierung sprechen:

▶ Wertstabilität/-steigerung der Im-
mobilie: Durch die Sanierung und 
den Heizungstausch ist die Immobi-
lie auf dem neusten Stand der Tech-
nik und erzielt damit auf dem Woh-
nungsmarkt höhere Mieteinnahmen 
oder Verkaufswerte. Außerdem kann 
die Substanz des Gebäudes langfris-
tig erhalten werden.

▶ Wohnkomfort: Verbesserte Lebens- 
und Wohnqualität durch Sanierung: 
Im Sommer bleibt das Gebäude 
kühler, neue Fenster vermindern 
Zugluft und das Schimmelrisiko wird 
reduziert. Durch den Austausch der 
fossilen Heizung kann unter Um-
ständen neuer Raum geschaffen 
werden. Moderne Heizkörper fallen 
unter Umständen kleiner aus und 
sind präziser in der gleichmäßigen 
Wärmeverteilung. 

▶ Wartungsaufwand: Moderne Hei-
zungssysteme – insbesondere die 
Wärmepumpen – sind in der Admi-
nistration und Wartung unkompli-
ziert.

▶ Kostenersparnis: Die Planbarkeit 
der Nebenkosten wird als positiv be-
wertet. In der Regel fällt sie nach 
dem Heizungstausch und der Sa-
nierung geringer aus.

▶ Förderung vom Staat: Aktuell sind 
die Bedingungen für den Erhalt von 
staatlicher Förderung günstig. Es 
kann ein Anreiz sein, den Heizungs-
tausch etwas vorzuziehen, um eine 
höhere Fördersumme zu erhalten.

▶ Altersvorsorge: Das Umstellen auf 
eine Heizung mit Erneuerbaren 
Energien sowie eine durchgeführte 
energetische Sanierung bereits wäh-
rend der Erwerbstätigkeit und bei 
stabilem Einkommen ermöglicht 
niedrige Heizkosten während des Le-
bensabends. Wer heute investiert, 
muss sich morgen keine Sorgen ma-
chen.

▶ Unabhängigkeit von Energieträ-
gern und -preisen: Die Investition in 
die Wärmepumpe macht unabhän-
gig von Gaslieferungen und Preis-
steigerungen infolge des Krieges in 
der Ukraine.

▶ Selbstbestimmtes Handeln: Bei ei-
nem früheren Wechsel der Heizung 
kommt man zukünftigen Vorschrif-
ten zuvor.

▶ Klimaschutz: Klimaschutz wird als 
erstrebenswertes Ziel angesehen, da 
durch den Heizungstausch und die 
Sanierung Energie und damit CO2 

eingespart werden kann. Man han-
delt mit Rücksicht auf die zukünfti-
gen Generationen. Dadurch hat man 
ein gutes Gewissen und leistet einen 
Beitrag zum Klimaschutz.

▶ Gesundheit: Durch eine gute Däm-
mung kann ein gesundes Raumkli-
ma geschaffen und der Schimmelbil-
dung vorgebeugt werden.

Neben den zahlreichen positiven Aspek-
ten sahen die Teilnehmenden auch eine 
Reihe von Herausforderungen, die gegen 
einen Heizungstausch oder Sanierung 
sprechen. Diese werden im Folgenden 
zusammengefasst:

▶ Finanzierung: Die größte Herausfor-
derung sehen die Bürgerinnen und 
Bürger in der Finanzierung der Maß-
nahmen. Viele finden, dass sich der 
Heizungstausch oder die energeti-
sche Sanierung trotz Fördermöglich-
keiten nicht rechnet: Die hohe An-
fangsinvestition stellt sowohl für 
einkommensschwache als auch 
Haushalte der Mittelklasse eine im-
mense Herausforderung dar. Zudem 
hängt die Gesamtkostenrechnung 
von zahlreichen Faktoren ab, wie 
den Energiepreisen, der Entwicklung 
der CO2-Kosten und der Nutzungs-
dauer. 

▶ Hohe Belastung für Geringverdie-
ner und ältere Generation: Für be-
stimmte Gruppen ist die Finanzie-
rung der Sanierung und des Hei-
zungstausches eine zusätzliche Her-
ausforderung, da die nötigen finan-
ziellen Mittel fehlen. Gerade Rent-
nerinnen und Rentner leben von den 
monatlichen Zuwendungen und 
können häufig auf wenig Rücklagen 

Titel | 4

Chancen

› Wertsteigerung/-stabilität
› Verbesserter Wohnkomfort
› Geringerer Wartungsaufwand
› Kostenersparnisse (Nebenkosten)
› Wahrnehmen von staatlicher Förderung
› Altersvorsorge
› Unabhängigkeit von Energieträgern und 

-preisen
› Selbstbestimmtes Handeln
› Klimaschutz
› Gesundheit

Herausforderungen

› Finanzierung
› Hohe Belastung für Geringverdiener und 

ältere Generation
› Zugang zu Förderung (Bürokratie)
› Planung und Organisation
› Abwarten auf das richtige Zeitfenster
› Technische Komplexität/Unsicherheiten
› Gebäudeeigenschaften (Platzmangel)
› Verlässlichkeit von politischen 

Rahmenbedingungen
› Fehlende Beratungsangebote
› Lieferengpässe
› Neue Abhängigkeiten

Abbildung 10: Chancen und Herausforderungen der energetischen Sanierung und des Heizungs-
tausch bei Eigenheimbesitzenden (eigene Darstellung)



15

zurückgreifen. Demzufolge haben 
diese Schwierigkeiten, Kredite zu-
rückzuzahlen, selbst wenn sie zu ei-
nem niedrigen Zins von der KfW an-
geboten werden. Es gibt zwar finan-
zielle Anreize durch den Staat, aber 
die Investitionskosten für die Maß-
nahmen sind häufig zu hoch. Daher 
fragen sich Rentnerinnen und Rent-
ner, ob sich die finanzielle Investi-
tion für sie noch lohnt (auch in Be-
zug auf die lange Amortisationszeit).

▶ Zugang zu Förderung: Die Erfahr-
ungen der Bürgerinnen und Bürger 
zeigen, dass die existierenden För-
derprogramme mit einem hohen 
Bürokratieaufwand verbunden sind. 
Sowohl die Beantragung als auch 
die Vorgaben von Institutionen wie 
der KfW sind häufig kompliziert und 
detailreich. 

▶ Planung und Organisation: Der Pla-
nungs- und Abstimmungsprozess 
für die Sanierung oder den Hei-
zungstausch werden von vielen als 
Belastung empfunden. Viele Bür-
gerinnen und Bürger empfinden den 
Zeitaufwand für die Planung und 
Durchführung der Sanierung als an-
strengend, denn es gilt Handwerker 
und Material zu organisieren. Für die 
Umsetzung der Bauarbeiten muss 
jemand zu Hause sein und die Bau-
stelle verursacht Dreck, Lärm und 
zusätzlichem Stress. Hinzu kommt 
der zähe Entscheidungs- und Ab-
stimmungsprozess unter den Eigen-
heimbesitzenden zur Planung von 
Maßnahmen in Wohnungseigentü-
mergemeinschaften.

▶ Zeitfenster: Zudem würden viele 
erst reagieren, wenn die Heizung ein 
gewisses Alter erreicht hat oder ka-
puttgeht. Die Notwenigkeit eines 
Tausches wird erst gesehen, wenn 
dieser Punkt erreicht ist. Damit sei 
das richtige Zeitfenster mitentschei-
dend, ob man in die Wärmewende 
investiert.

▶ Technische Komplexität/Unsicher-
heiten: Sanierungsvorhaben erzeu-
gen vielschichtige Unsicherheiten, 
Bürgerinnen und Bürger fragen sich 
beispielsweise, welche Technologie 
die richtige ist, ob getauscht werden 
soll, wann der richtige Zeitpunkt ge-
kommen ist oder wer der geeignete 
Dienstleister ist.

▶ Gebäudeeigenschaften: Aufgrund 
von Gebäudeeigenschaften wie 
Platzmangel im Keller oder der fal-
schen Ausrichtung des Daches kann 
es sein, dass Maßnahmen der Ener-
gie- bzw. Wärmewende nicht (effizi-
ent) umgesetzt werden können.

▶ Verlässlichkeit von politischen Rah-
menbedingungen: Es existiert eine 
große Planungsunsicherheit, welche 
Heizungen wie lange betrieben wer-
den dürfen und welche Kosten lang-
fristig auf die Eigentümerinnen und 
Eigentümer zukommen. Außerdem 
kann das GEG durch eine neue Bun-
desregierung wieder abgeändert 
werden, sodass dann neue Vorgaben 
vorherrschen. In Frage stellen die 
Bürgerinnen und Bürger auch, ob 
die Wärmepumpe in 20 Jahren noch 
die Referenztechnologie sei, die sie 
heute ist. Sie fühlen sich unter 
Druck gesetzt, alle Entwicklungen 
im Blick zu behalten und Falschin-
formationen herausfiltern zu kön-
nen. 

▶ Fehlende Beratungsangebote: Bera-
tungsangebote sind nicht immer 
kostenlos, sodass Eigentümerinnen 
und Eigentümer in Vorleistung ge-
hen müssen. Die Beratungsangebo-
te sind nicht vereinheitlicht und es 
kann schwer sein, einen Termin zu 
bekommen.

▶ Lieferengpässe: Die Bürgerinnen 
und Bürger berichten von ihren Er-
fahrungen mit Lieferengpässen von 
Materialien, weswegen es immer 
wieder zu Verzögerung bei der Um-
setzung von Maßnahmen kam.

▶ Neue Abhängigkeiten: Es wird hin-
terfragt, inwieweit Wärmepumpen in 
Deutschland hergestellt werden und 
ob durch die Energiewende (z. B. So-
laranlagen aus China) neue Abhän-
gigkeiten geschaffen werden.

Mietende: Chancen und Herausforde-
rungen der Sanierung/des Heizungs-
tauschs
Für Mietende wurden durchaus weniger 
Chancen und Herausforderungen in der 
Wärmewende gesehen, da sie grundsätz-
lich einen geringeren Handlungsspiel-
raum und weniger Verantwortlichkeiten 
haben. Zu den wichtigsten Chancen ge-
hörten:

▶ Kostenersparnis/Effizienz: Effiziente 
Heizsysteme führen zu einem ge-
ringen Energieverbrauch und daher 
zu Kostenersparnissen in den Ne-
benkosten. Mietende können ihre 
Nebenkosten besser planen und ha-
ben geringere Kostenschwankungen 
zu erwarten.

▶ Klimaschutz: Die CO2-Einsparungen 
leisten einen positiven Beitrag zum 
Klimaschutz durch zukunftsorien-
tiertes Handeln. Die Mietenden kön-
nen ein gutes Gewissen gegenüber 
der Umwelt haben.

▶ Wohnkomfort: Durch Maßnahmen 
der Wärmewende entsteht häufig 
ein angenehmeres Wohnklima bei-
spielsweise durch eine neue Fußbo-
denheizung. Dämmung trägt dazu 
bei, dass die Raumtemperatur bes-
ser gehalten werden kann.

▶ Gesundheit: Es ergeben sich weni-
ger gesundheitsschädliche Auswir-
kungen in sanierten Gebäuden wie 
zum Beispiel Schimmel.
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Mietenden wurden einige Herausfor-
derungen zugeschrieben, wenn eine 
energetische Sanierung oder ein Hei-
zungstausch ansteht.

▶ Fehlender Handlungsspielraum: Es 
wurde immer wieder der fehlende 
Handlungsspielraum von Mietenden 
angesprochen. In Großstädten hat 
man oft nicht die Wahl zwischen 
mehreren Wohnungen und kann 
auch nicht das Kriterium des ener-
getischen Zustandes der Wohnung 
in die Entscheidung mit einfließen 
lassen. Auf der Bürgerkonferenz 
sagte eine Frau zum Mieterdruck in 
Großstädten: „Wenn man eine Woh-
nung angeboten bekommt, überlegt 
man nicht lange, welche Heizung sie 
hat.“ 

▶ Kostensteigerung: In der Regel 
müssen Mietende nach der energe-
tischen Sanierung beziehungsweise 
dem Heizungstausch mit Mietstei-
gerungen rechnen. Die Umlage der 
Kosten ist oft nicht transparent und 
geltende rechtliche Regelungen zur 
Modernisierungsumlage sind Mie-
tenden nicht unbedingt bekannt. Die 
Bürgerinnen und Bürger bemängeln 
fehlende Transparenz mit Blick auf 
denjenigen Anteil der umgelegten 
Investitionskosten, der nicht durch 
sinkende Nebenkosten gedeckt ist.

▶ Organisation und Planung: Ähnlich 
wie Eigenheimbesitzende sind auch 
Mietende durch Baustellen belastet, 
unter anderem sehen sie den ent-

stehenden Lärm und Dreck als 
Stressfaktor. Bei langwierigen Maß-
nahmen sind Mietende unter Um-
ständen gezwungen, die Wohnung 
zu verlassen, da diese unbewohnbar 
ist.

▶ Kein Mitspracherecht: Mietende ge-
ben an, in der Wärmewende so gut 
wie kein Mitspracherecht zu haben 
und von den Entscheidungen der Ei-
genheimbesitzenden abhängig zu 
sein. Die Entscheidung, welches Hei-
zungssystem eingebaut wird, müs-
sen Mietende in der Regel hinneh-
men. Die Bürgerinnen und Bürger 
beklagen eine mangelnde Kommu-
nikation und Informationsweiterga-
be durch die Vermietenden.

▶ Unsicherheiten: Durch die Wärme-
wende entstehen zusätzliche Unsi-
cherheiten bei den Mietenden, zum 
Beispiel mit welchen Folgen sie 
langfristig zu rechnen haben, was 
die Maßnahmen bringen und ob 
noch weitere folgen werden.

▶ Verlässlichkeit von politischen Ent-
scheidungen: Die Bürgerinnen und 
Bürger betonen, dass verlässliche, 
politische Rahmenbedingungen 
auch für Vermietende/Mietende 
wichtig sind.

Die Top-Argumente der Bürgerinnen 
und Bürger: Heizungstausch/Sanierung
Die Bürgerinnen und Bürger wurden in 
ihren Kleingruppen gebeten, die Argu-
mente, die sie am wichtigsten fanden, zu 
priorisieren. Viele Argumente treffen so-
wohl auf Eigenheimbesitzende als auch 
Mietende zu (z. B. Senkung der Neben-
kosten, Wohnkomfort, Lärm). Wesent-
liche Unterschiede ergeben sich aber vor 
allem bezüglich des Handlungsspiel-
raums und in der Umsetzungsverantwor-
tung. 

Die Top-Argumente der Bürgerinnen und 
Bürger sind abschließend hier zusam-
mengefasst: 
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Chancen

› Kostenersparnis/Effizienz
› Klimaschutz
› Wohnkomfort
› Gesundheit

Herausforderungen

› Fehlender Handlungsspielraum
› Kostensteigerungen 

(Verteilung, Mietsteigerung)
› Kein Mitspracherecht
› Unsicherheiten
› Verlässlichkeit von politischen 

Entscheidungen

Abbildung 11: Chancen und Herausforderungen der energetischen Sanierung und des Heizungs-
tausch bei Mietenden (eigene Darstellung)

Wichtigste Gründe für die Bewertung des Heizungstauschs/der Sanierung 
Top-Argumente der Kleingruppen

▷  Kosten und Verunsicherung: Die größte Herausforderung für Eigenheimbesitzende sind die ho-
       hen Investitionskosten sowie Angst, sich aufgrund von Unsicherheiten, falschen Informationen 
       oder fehlender Beratung zur Wärmewende falsch zu entscheiden. 
▷  Organisation der Maßnahmen: Dreck, Lärm und Stress sind sowohl für Eigenheimbesitzende als 
       auch für Mietende enorme Herausforderungen, die es bei der Umsetzung von Maßnahmen zu be-
       wältigen gilt.
▷  Wohnkomfort: Eigenheimbesitzende und Mietende profitieren durch die Sanierung von einem 
       besseren Wohnkomfort bzw. bessere Wohnqualität.
▷  Wertsteigerung: Eine Energetische Sanierung steigert den Wert der Immobilie für Eigentümerin-
       nen und Eigentümer.
▷  Handlungsspielraum der Mietenden: Mietende haben keinen Einfluss darauf, ob saniert wird 
       und haben Sorge, dass die Mietkosten dadurch steigen.
▷  Kostenersparnis: Durch den geringeren Energieverbrauch profitieren sowohl Eigentümerinnen 
       und Eigentümer als auch Mietende von niedrigeren Energiekosten.
▷  Verlässliche Rahmenbedingungen: Es braucht verlässliche Rahmenbedingungen in der Politik, 
       eine klare Kommunikation, eine unbürokratische Beantragung von Förderung und Gesetze. Fi-
       nanzielle Fördermittel müssen einfach abrufbar sein. 
▷     Akzeptanz: Den Menschen fehlt eine positive Verknüpfung zum Thema Wärmewende und das 
       „Wir“-Gefühl in der Wärmepolitik. Wichtig ist eine positive emotionale Verknüpfung mit der Wär-
       mewende, um mehr Akzeptanz in der Gesellschaft dafür zu schaffen.
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4.3 Gründe für den weiteren Einbau von 
Öl- und Gasheizungen

Trotz der Bemühungen um den Ausbau 
erneuerbarer Heizsysteme zeigte sich 
2024 ein geringerer Absatz von Wärme-
pumpen im Vergleich zu den beiden Vor-
jahren (siehe Abbildung 12). Der Einbau 
von neuen Gaskesseln erreichte 2023 
hingegen einen Rekordwert wie auch die 
Installation von Öl-Heizungen, die sich 
im Vergleich zum Vorjahr verdoppelte. 
Die langwierige und öffentlich geführte 
Debatte zum GEG hat unter anderem 
Vorzieheffekte ausgelöst, wodurch Ver-
braucher kurzfristig in Gasheizungen in-
vestierten, um sich den Vorgaben des 
GEG zu entziehen (BDH 2025).

Auf der Bürgerkonferenz diskutierten 
zwei Kleingruppen darüber, welche Fak-
toren dazu beitragen, dass weiterhin so 
viele fossile Heizungssysteme eingebaut 
werden. Die Bürgerinnen und Bürger 
nannten für die weiterhin hohe Nachfra-
ge nach Öl- und Gasheizungen folgende 
Argumente:

▶ Kosten: Die niedrigen Öl- und hohen 
Strompreise sorgen dafür, dass Öl-
heizungen weiterhin bei Verbrau-
chern beliebt sind. 

▶ Unsicherheiten: Die zeitweise Aus-
setzung von Förderprogrammen – 
unter anderem in Folge der Haus-
haltssperre – hat bei vielen Verbrau-
chern zu Verunsicherung geführt 

und die Investitionsbereitschaft ge-
dämpft. Widersprüchliche Signale 
aus der Politik und häufig wechseln-
de Rahmenbedingungen erschwe-
ren eine langfristige Planung. Die 
mediale Darstellung trägt zur Ver-
wirrung bei und erschwert es den 
Bürgerinnen und Bürgern, eine fun-
dierte Entscheidung zu treffen.

▶ Vertrautheit: Menschen neigen oft 
zu den vertrauten Technologien wie 
Öl- und Gasheizungen und scheuen 
Veränderungen. 

▶ Pfadabhängigkeiten: Viele Hand-
werkerinnen und Handwerker sind 
auf die Installation von Öl- und Gas-
heizungen spezialisiert und können 
daher schneller und kostengünsti-
ger entsprechende Systeme anbie-
ten.

▶ Fehlende Beratungsangebote: Es 
fehlt an qualifizierten Beratenden, 
die den Bürgerinnen und Bürger bei 
der Auswahl der richtigen Heizung 
helfen können. Vor allem war es den 
Teilnehmenden ein Anliegen, dass 
die Komplexität der Kosten und 
Technologieauswahl vereinfacht 
wird. 

Empirisch untermauert werden die Argu-
mente der Bürgerinnen und Bürger un-
ter anderem durch den Trendreport Wär-

mewende von co2online (2023). Die Be-
fragten, die weiterhin in ein fossiles Hei-
zungssystem investieren wollten, gaben 
zu ihren Beweggründen an, dass Erneu-
erbare Energien für ihr Haus nicht effi-
zient sind (58 %), der Einbau günstiger 
als bei anderen Heizsystemen ist (50 %) 
und sie jetzt noch ein neues fossiles Sys-
tem möchten, bevor diese verboten wer-
den (43 %). 

4.4 Finanzielle Förderung des Heizungs-
tauschs

Die Frage der finanziellen Förderung 
wurde von insgesamt vier Kleingruppen 
mit unterschiedlichen, inhaltlichen Fra-
gestellungen diskutiert. Grundlage der 
Kleingruppenarbeit zu Förderfragen 
beim Heizungstausch bildete die BEG, 
die eine Förderung von bis zu 70 % der 
Kosten des Heizungstauschs vorsieht. 
Die Bürgerinnen und Bürger diskutier-
ten, ob die Förderung dazu beiträgt, 
dass ein Heizungstausch in Betracht ge-
zogen wird und ob es richtig ist, dass der 
Staat hierfür so viel Geld in die Hand 
nimmt. Außerdem tauschten sich die 
Bürgerinnen und Bürger darüber aus, ob 
die Förderung ausreicht und welche 
Gruppen besonders von der Förderung 
profitieren/nicht profitieren (z. B. Mieten-
de, einkommensschwache Haushalte). 
Abschließend wurde in den Kleingruppen 
diskutiert, ob der Geschwindigkeitsbo-
nus (20 % bis 31.12.2028, danach Ab-
senkung um drei Prozentpunkte alle 
zwei Jahre) die Entscheidung für einen 
früheren Heizungstausch beeinflusst.

Die Bürgerinnen und Bürger waren sich 
einig, dass die Förderprogramme ein 
wichtiger Anreiz für Investitionen in Maß-
nahmen für die Wärmewende sind – ins-
besondere, wenn zeitnah ein Heizungs-
tausch beziehungsweise eine Sanierung 
ansteht. Funktionierende Heizungen wer-
den nicht ersetzt, nur, weil es eine För-
derung gibt. Ergänzend merkten die Bür-
gerinnen und Bürger an, dass andere 
Faktoren wie das Alter der Heizung und 
der Gebäudetyp eine entscheidende Rol-
le spielen, ob eine Förderung beantragt 
oder doch abgewartet wird.
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Abbildung 12: Absatz der Wärmeerzeuger; Quelle: BDH 2025



Hürden sahen die Bürgerinnen und Bür-
ger für ältere Menschen: Zum einen frag-
ten sie sich, ob sich Investitionen finan-
ziell und organisatorisch noch lohnen. 
Zum anderen seien die Förderprogram-
me teilweise nicht passend auf sie zuge-
schnitten, zum Beispiel wahrgenom-
mene Altersbenachteiligung bei den Kre-
ditlaufzeiten der KfW. Ein besonders in-
tensiv in der Gruppe der Mietenden dis-
kutierter Aspekt war die Frage der Fair-
ness und Akzeptanz: Während alle Steu-
erzahlenden zur Finanzierung der BEG 
beitragen, profitieren in erster Linie Ei-
genheimbesitzende von den staatlichen 
Förderprogrammen. Mietende hingegen 
profitieren – wenn überhaupt – meist 
nur indirekt durch potenziell sinkende 
Nebenkosten infolge einer energetischen 
Sanierung oder eines Heizungstauschs. 
Dennoch waren sich die Teilnehmenden 
größtenteils einig, dass die Förderpro-
gramme höher ausfallen sollten, da sich 
hierdurch positive Effekte für die Einspa-
rung von CO2-Emissionen ergeben, die 
allen Menschen zugutekommen.

Zielgruppen, die besonders von staat-
lichen Förderprogrammen profitieren 
sollten, sind nach Ansicht der Bürger-
innen und Bürger einkommensschwa-
cher Haushalte und Eigenheimbesitzen-
de aus der Mittelschicht. Einkommens-
schwache Haushalte hätten zu wenig 
Rücklagen, um die Finanzierungslücke 
von 30 % zu schließen (bei 70 % Ge-
samtförderung). Haushalte der Mittel-
schicht müssten 45 % der Investitions-
kosten selbst stemmen, wenn sie den 
einkommensabhängigen Bonus von 
30 % nicht erhalten, aber den Effizienz-
bonus von 5 % für Wärmepumpen wahr-
nehmen. Aus der Perspektive der Bür-
gerinnen und Bürger stellt dies immer 
noch einen beträchtlichen Kostenanteil 

dar4. Die Bürgerinnen und Bürger befür-
worteten die existierenden Förderkri-
terien der KfW größtenteils und fanden, 
dass sich die Förderung an sozialen As-
pekten wie dem Haushaltseinkommen, 
der Anzahl der Personen im Haushalt 
oder dem Pflegegrad orientieren sollte. 
Eine Kleingruppe schlug vor, dass die 
Grundförderung reduziert wird, da Haus-
halte mit hohem Einkommen diese nicht 
benötigen, und dafür der einkommens-
abhängige Bonus erhöht wird. Eine ge-
staffelte Einkommensobergrenze für die 
Förderung wurde ebenso als sinnvoll er-
achtet. Außerdem schlugen sie vor, dass 
sich die Förderung daran orientiert, ob 
und an wen die Gebäude vermietet wer-
den (sozialer Wohnungsbau). Die Bür-
gerinnen und Bürger hielten den Ge-
schwindigkeitsbonus von 20 % zwar 
grundsätzlich für sinnvoll, aber der Hei-
zungstausch hänge vor allem vom Alter 
der Heizung bzw. insgesamt vom richti-

gen Zeitfenster ab. Die Auswirkungen der 
Reduktion von drei Prozentpunkten pro 
Jahr ab dem Jahr 2028 wurden als ge-
ring angesehen.

Um eine attraktive Förderung für den 
Heizungstausch zu gestalten, muss die 
Beantragung und Verknüpfung der För-
derprogramme einfach und transparent 
sein. Zusätzliche Förderung wie der Ge-
schwindigkeitsbonus setzen zudem An-
reize, um die Nachfrage nach klima-
freundlichen Technologien wie der Wär-
mepumpe zu stimulieren und die Bran-
che zukunftsorientiert auszurichten. Ne-
ben bestehenden Förderprogrammen 
wünschten sich die Bürgerinnen und 
Bürger auch andere Lösungen wie staat-
lich-unterstützte Leasing-Modelle für 
Heizungen. 

Die Top-Argumente der Kleingruppen 
waren damit zusammenfassend:

Wichtigste Bewertungskriterien für die Gestaltung von Förderprogrammen
Top-Argumente der Kleingruppen

▷ Rahmenbedingungen: Der Zeitpunkt des Heizungstauschs hängt stark vom Zustand und Alter der 
     aktuellen Heizung ab. Wenn eine Instandsetzung ansteht, ist die Förderung ein guter und wichti-   
     ger Anreiz. Die Politik muss eine langfristige Planungssicherheit über die Laufzeit und Höhe der    
     Förderung gewährleisten – auch bei Regierungswechsel.

▷ Soziale Ausgestaltung: Die Förderung zum Heizungstausch sollte angepasst werden, um diese so-
     zial gerecht zu gestalten: Eine Gruppe schlägt vor, die Grundförderung zu reduzieren und dafür 
     den Bonus für einkommensschwache Haushalte zu erhöhen. Die Einführung einer Einkommens
     obergrenze wird von zwei Kleingruppen unterstützt.

▷ Beratung: Es braucht mehr kostenlose, unabhängige Beratung für alle. Die Wärmewende kann nur 
     erreicht werden, wenn bei den Bürgerinnen und Bürgern ein Bewusstsein für die Notwendigkeit 
     der Wärmewende geschaffen und Aufklärung durchgeführt wird. Es ist wichtig, dass die finanziel-
     len Kosten dem Nutzen gegenübergestellt und transparent kommuniziert werden. Nur so können 
     Bürgerinnen und Bürger eine fundierte Entscheidung treffen.

▷ Kostenverteilung: Kosten für Sanierung sollen fair zwischen Mietenden und Vermietenden verteilt 
     sein. Vermietende profitieren zwar durch eine Wertsteigerung der Immobilie, dies muss in jedem 
     Fall jedoch kostendeckend sein. Der gesellschaftliche Mehrwert durch die CO2-Reduzierung allein 
     reicht nicht aus.

▷ Heizungsleasing: Ein einfaches schnelles und unbürokratisches Leasing-Modell von nachhaltigen 
     Heizungssystemen könnte für bestimmte Bevölkerungsgruppen attraktiv sein.
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4 „Die Mittelklasse steht bei der Förderung alleine da. Sie hat zu viel Geld, um den einkommensschwachen Bonus zu erhalten; 
aber hat zu wenig Geld angespart, um die [Kosten der] Heizung oder [Sanierungs-]Kosten leicht stemmen zu können. Woher 
kommt das restliche Geld? 50 % sind immer noch sehr viel.“, Zitat teilnehmende Person der Bürgerkonferenz.



Auch der Blick auf aktuelle Umfragen be-
stätigt, dass es in Bezug auf die finanziel-
le Unterstützung durch den Staat noch 
erheblichen Aufklärungsbedarf in der Be-
völkerung gibt. Eine repräsentative Ci-
vey-Befragung (2024) zeigte, dass mehr 
als jedem dritten Befragten (37 %) nicht 
bekannt war, dass der Einbau einer Wär-
mepumpe überhaupt staatlich gefördert 
wird. Noch größere Informationslücken 
existierten bezüglich des Umfangs der 
Förderungen: Knapp neun von zehn Im-
mobilienbesitzenden (86 %) war nicht 
bewusst, dass der Staat bis zu 70 % der 
förderfähigen Investitionskosten beim 
Einbau einer Wärmepumpe im Bestand 
übernimmt. Eine Umfrage unter 1.000 
Eigenheimbesitzenden im Auftrag von 
thermondo (2025) verdeutlicht den not-
wendigen Beitrag von Förderung für die 
Realisierung von Investitionsmaßnah-
men. Die Befragten wären im Schnitt be-
reit gewesen, nach Abzug der Förderung 
maximal rund 14.300 Euro für eine neue 
Heizung zu investieren. Das ist zwar ein 
Betrag, der die tatsächlichen Kosten für 
eine Wärmepumpeninstallation im Einfa-
milienhaus bei dem geltenden regulären 
Fördersatz von 55 % realistisch wider-
spiegelt. Ohne Förderung hingegen wäre 
eine Anfangsinvestition von 30.000 Euro 
nötig. Dennoch zeigen die Ergebnisse der 
Deliberation, dass die individuelle Kos-
tenhöhe und die Finanzierungsbereit-
schaft ungewiss sind.

4.5 Rolle der Mietenden in der 
Wärmewende

Mietende tragen ihre Heizkosten in 
Deutschland vollständig selbst. In Län-
dern wie Schweden gibt es auch andere 
Modelle der Kostenaufteilung (Henger et 
al. 2023). Das schwedische Modell der 
„Warmmiete“ wurde von den Bürger-
innen und Bürgern positiv bewertetet, da 
es mehr Last und Verantwortung auf die 
Vermietenden überträgt. Die aktuelle 
Rechtslage gebe Mietenden keine Mög-
lichkeit – außer weniger zu heizen – an 
der Wärmewende mitzuwirken. Gleich-
wohl werden auch Mietende vom stei-
genden CO2-Preis betroffen sein. Auf der 
Bürgerkonferenz diskutierte die Klein-
gruppe bestehend aus Mietenden, ob 
diese mehr Handlungsspielraum erhal-
ten sollten und wie dieser ausgestaltet 
werden könnte. Die Teilnehmenden setz-

ten sich mit der Frage auseinander, ob 
Vermietende in die Pflicht genommen 
werden sollten, Heizungen auszutau-
schen oder finanzielle Kosten zu über-
nehmen, bspw. wenn Heizkosten in Zu-
kunft durch steigende Energieträgerprei-
se stark ansteigen. Insbesondere dann, 
wenn die Kostensteigerung durch Inves-
titionen in eine andere Heiztechnik hätte 
vermieden werden können. Mietende 
wünschen sich mehr Transparenz zu Sa-
nierungen und Umbauten von Vermie-
tenden und haben oft das Gefühl, vor 
vollendete Tatsachen gestellt zu werden.

Die Bürgerinnen und Bürger hielten fest, 
dass der Handlungsspielraum von Mie-
tenden in Bezug auf energetische Sa-
nierungen oder Heiztechnik einge-
schränkt ist, da der Mietmarkt insbeson-
dere in Ballungsräumen kaum Wahlmög-
lichkeiten zwischen verschiedenen Woh-
nungen bietet. In der Konsequenz könn-
ten Mietende oft nicht in eine energie-
effizientere Wohnung umziehen. Hinzu 
komme, dass Mietende oft nicht ihr gan-
zes Leben lang in derselben Wohnung le-
ben. Deswegen erwarten sie, dass der 
Staat weitere Maßnahmen ergreift, wie 
die Einführung von Miet- und Energie-
preisdeckeln oder die Entkopplung der 
Netzausbaukosten vom Strompreis. 
Mieterhöhungen sollten nur noch dann 
zulässig sein, wenn sie an eine energe-
tische Verbesserung der Wohnung ge-
koppelt sind. 

Die Bürgerinnen und Bürger formulier-
ten Top-Argumente wie in der nachfol-
genden Tabelle aufgeführt, hielten aber 
auch einen Dissens fest, dass mehr 
staatliche Förderung stets eine höhere 
Steuerlast bedeutet.

Eine deutschlandweite Befragung unter 
2.408 Mieterhaushalten im Auftrag des 
Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (2024) ergab, dass sich 
81 % der Befragten einen hohen energe-
tischen Standard wünschen und lediglich 
21 % der Befragten diesen in der aktuel-
len Mietwohnung erreichen. Bei dem am 
häufigsten vorhandenen energetischen 
Ausstattungsmerkmal handelte es sich 
um zwei- oder dreifach verglaste Fenster. 
58 % der Mietende sprachen sich für 
eine mit Erneuerbaren Energien betrie-

bene Heizung als Standard aus. Laut Be-
fragung ist eine solche jedoch lediglich 
bei 5 % der Mietwohnungen im Einsatz. 
Die Bereitschaft dafür ist vorhanden: 
23 % würden für eine Heizungsanlage 
auf Basis Erneuerbarer Energien eine hö-
here Miete zahlen.

Damit decken sich eine Reihe von 
Kernergebnissen der Bürgerdeliberation 
mit Studienergebnissen anderer Institu-
tionen. Eine repräsentative Civey-Umfra-
ge (2024) ergab, dass eine Mehrheit der 
Immobilienbesitzenden den breiten Ein-
satzbereich von Wärmepumpen unter-
schätzt: Nur 15,8 % der Befragten 
schätzten richtig ein, dass ein effizienter 
Betrieb von Wärmepumpen schon heute 
in rund 70 % der Wohngebäude ohne 
größere Umbaumaßnahmen möglich ist. 
Außerdem wollten 64,3 % der Befragten 
mit dem Heizungstausch warten, bis die 
Kommunen ihre Wärmeplanungen abge-
schlossen haben. Eine repräsentative 
Umfrage unter mehr als 2.000 Eigen-
heimbesitzenden, die das Marktfor-
schungsinstitut B+L Marktdaten für die 
Initiative Klimaneutrales Deutschland 
und die Repräsentanz Transparente Ge-
bäudehülle durchgeführt hat, erhob den 
Kenntnisstand und die Motivation zur 
energetischen Sanierung (B+L 2024). 
Demnach gaben mehr als die Hälfte der 
Befragten an, bisher nicht saniert zu ha-
ben, weil sie aufgrund der politischen 
Debatte über die Sanierungsförderung 
und das GEG verunsichert seien. Diese 
Umfragedaten unterstreichen den 
Wunsch der Bürgerinnen und Bürger 
nach klaren, konsistenten und planba-
ren politischen Rahmenbedingungen 
und bürgernahen Beratungs- und Infor-
mationsangeboten. 

Laut einer repräsentativen Befragung 
der Hochschule für Wirtschaft und Ge-
sellschaft Ludwigshafen gaben Men-
schen über 60 Jahre an, dass hohe Kos-
ten und das eigene Alter die größten 
Herausforderungen für Sanierungsmaß-
nahmen im eigenen Haus sind (Tachkov 
2023). Eine thermondo-Umfrage (2025) 
unter 1.000 Eigenheimbesitzenden zeig-
te, dass die hohen Anschaffungskosten 
für eine Wärmepumpe das größte Hin-
dernis bleiben: Mehr als ein Drittel der 
Befragten (36 %) schreckte vor der not-
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wendigen fünfstelligen Anfangsinvesti-
tion zurück. Unzureichende finanzielle 
Mittel sowie hohe Stromkosten halten je-
weils 18 % der Befragten vom elek-
trischen Heizen ab. Zudem glaubten 
16 %, dass die baulichen Gegebenheiten 
ihres Hauses für die Installation einer 
Wärmepumpe ungeeignet seien.

Dass Sanierungen sowohl für Mietende 
als auch Vermietende positive Effekte 
haben, unterstreicht eine Veröffent-
lichung der Berlin Governance Plattform 
und des Buildings Performance Institute 
Europe (Höh et al. 2020). Für Eigentüme-
rinnen und Eigentümer galten dabei vor 
allem eine Wertsteigerung der Immobi-
lie, eine bessere Vermietbarkeit und ge-
ringe Administrationskosten als Vorteile. 
Zu den Chancen für Mietende gehörten 
ein erhöhter Wärmekomfort, ein besse-
rer sommerlicher Hitzeschutz sowie die 
Absicherung gegenüber steigenden 
Energiekosten.
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Wie können Mietende in der Wärmewende unterstützt werden?
Top-Argumente der Kleingruppen

▷ Staatliche Förderung: Der Heizungstausch kann flächendeckend funktionieren, wenn es höhere 

     staatliche Förderungen gibt und für jedes Haus eine passende Lösung gefunden wird. Um die Rolle 

     der Mietenden beim Heizungstausch/bei der Sanierung zu stärken, empfehlen die Bürgerinnen 

     und Bürger eine zielgerichtete Förderung für Vermietende und mehr Sicherheit für die Investitio-

     nen.

▷ Härtefallregelung: Damit sich auch Menschen mit geringem Einkommen eine neue, mit Erneuer-

     baren Energien betriebene Heizung leisten können, sollten Investitionskosten bis zu 100 % vom 

     Staat übernommen werden (Härtefallregelungen). 

▷ CO2-Preis: Die energetische Sanierung kann nur flächendeckend und schnell vorankommen, wenn 

     ein akzeptables Verhältnis zwischen Förderung und Höhe der Energiepreise hergestellt wird (z. B. 

     durch die CO2-Bepreisung).

▷ Politisches Bekenntnis: Von der Politik erwarteten die Bürgerinnen und Bürger mit Blick auf die 

     Wärmewende, dass alle Parteien den Klimawandel anerkennen und nicht unnötig im Wahlkampf 

     zur Polarisierung beitragen.
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5.1 Wissenschaftlicher Input zur 
CO2-Bepreisung und dem 
CO2-Kosten-aufteilungsgesetz

Am zweiten Tag der Bürgerkonferenz 
führte Dr. Antonia Schwarz, Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am Potsdam-In-
stitut für Klimafolgenforschung (PIK) mit 
ihrem Vortrag in das Thema CO2-Beprei-
sung im Verkehrs- und Wärmesektor ein.

CO2-Bepreisung im Verkehr und der 
Wärme
Der Anfang 2021 eingeführte nationale 
CO2-Preis für fossile Energieträger ver-
teuert fossile Brennstoffe im Verkehrs- 
und Wärmebereich. Durch die höheren 
Kosten werden fossile Brennstoffe weni-
ger attraktiv, sodass Bürgerinnen und 

Bürger zu einem reduzierten Verbrauch 
und einem Wechsel auf erneuerbare 
Energieformen motiviert werden sollen. 
Je höher der CO2-Preis, desto größer der 
Anreiz, auf klimafreundliche Alternativen 
umzusteigen. Die CO2-Bepreisung ist zu-
nächst als nationaler Festpreis ausge-
staltet, der ab 2026 in einen nationalen 
und ab 2027 in einen europäischen 
Emissionshandel übergehen wird. Wäh-
rend der Festpreisphase steigt der Preis 
von 25 Euro im Jahr 2021 auf 55 Euro 
im Jahr 2025. Im Jahr 2023 wurde der 
Anstieg des CO2-Preises aufgrund der 
Energiepreiskrise ausgesetzt. Die Ein-
führung und Erhöhung des CO2-Preises 
führten folglich zu Mehrkosten beim Hei-
zen. Diese betrugen im Jahr 2024 bei ei-
nem CO2-Preis von 45 Euro durchschnitt-

5. DIE CO2-BEPREISUNG UND DAS 
CO2-KOSTENAUFTEILUNGSGESETZ 

Abbildung 13: Preisentwicklung von CO2 (eigene Darstellung basierend auf Deutscher Bundestag)



lich 125 Euro pro Jahr für das Heizen mit 
Heizöl (ca. 2,7 t CO2) und 90 Euro pro 
Jahr für das Heizen mit Erdgas (ca. 2 t 
CO2).

Der EU-Emissionshandel (EU ETS 1) ba-
siert auf dem Prinzip des "Cap & Trade". 
Dabei wird eine Obergrenze (Cap) für die 
Gesamtmenge an Treibhausgasemissio-
nen festgelegt, die von den teilnehmen-
den Anlagen ausgestoßen werden dür-
fen. Die EU-Mitgliedstaaten verteilen dar-
aufhin eine entsprechende Anzahl von 
Emissionsberechtigungen an diese Anla-
gen, teilweise kostenlos, teilweise durch 
Versteigerungen. Jede Berechtigung er-
laubt den Ausstoß einer Tonne Kohlendi-
oxid-Äquivalent (CO2-Äq). Diese Berechti-
gungen können dann auf dem Markt frei 
gehandelt werden (Trade), wodurch ein 
Preis für den Ausstoß von Treibhaus-
gasen entsteht.

Die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung 
fließen vollständig in den sogenannten 
Klimatransformationsfonds (KTF) und 
damit nicht in den Haushalt der Bundes-
regierung. Aus den Mitteln des KTF wer-
den Förderprogramme für die Energie- 
und Wärmewende finanziert. Ein Teil der 
Einnahmen wird aber auch für die sozial-
verträgliche Ausgestaltung der CO2-Be-
preisung verwendet. Um übermäßige so-
ziale Härten zu vermeiden und die Belas-
tung durch die CO2-Bepreisung abzufe-

dern, wurden 2021 flankierende soziale 
Maßnahmen eingeführt, wie die Entlas-
tung über die Stromkosten durch die Ab-
schaffung der EEG-Umlage (durch-
schnittliche Ersparnis laut BMWK 
130 Euro/Haushalt pro Jahr), die Erhö-
hung des Wohngeldes und der Pendler-
pauschale. 

CO2-Kostenaufteilungsgesetz
Zusätzlich zu diesen Maßnahmen wurde 
ab 2023 die Umlage der CO2-Kosten auf 
Mietende und Vermietende eingeführt. 
Das 2022 verabschiedete CO2-Kostenauf-
teilungsgesetz hat das Ziel, die Kosten 
der CO2-Bepreisung je nach Energieeffi-
zienz des Gebäudes zwischen Mietenden 
und Vermietenden aufzuteilen (siehe Ab-
bildung 17). Je effizienter das Gebäude, 
desto höher fällt der Kostenanteil der 
Mietenden aus. Haben Mietende einen ei-
genen Vertrag mit dem Energieversorger 
(z. B. Gasetagenheizung), müssen sie 
ihren Kostenanteil vom Vermietenden 
einfordern. Dafür haben Mietende sechs 
Monate Zeit. 

Einführung Klimageld
Zusätzlich oder alternativ zu den bisheri-
gen Entlastungsmaßnahmen wurde die 
Einführung eines Klimageldes vorge-
stellt. Die Idee ist, die Einnahmen aus 
der CO2-Bepreisung ganz oder anteilig 
direkt an die Bevölkerung auszuzahlen. 
Für die Ausgestaltung eines Klimageldes 

gibt es unterschiedliche Vorschläge, de-
nen verschiedene Gerechtigkeitsprinzi-
pien zugrunde liegen: 

▶ Beispielsweise kann das Geld pau-
schal an alle Bürgerinnen und Bür-
ger ausgezahlt werden (Pauschalbe-
trag). 

▶ Ein anderer Vorschlag sieht eine mo-
natliche Einkommensgrenze von 
4.000 Euro pro Person für den Er-
halt des Klimageldes vor (Deckelung 
des Klimagelds). Nur Haushalte mit 
einem monatlichen Einkommen un-
ter diesem Grenzwert erhalten ein 
Klimageld. 

▶ Alternativ könnte das Klimageld 
auch stärker gestaffelt werden, so-
dass einkommensschwache Haus-
halte oder solche mit hohem Ener-
giebedarf stärker entlastet werden 
(Staffelung des Klimagelds).

Werden alle Einnahmen aus der CO2-Be-
preisung pauschal ausgezahlt, so schätzt 
eine Berechnung des DIW (2023), dass 
bei einem Preis von 55 Euro pro Tonne 
CO2 ein Klimageld von circa 170 Euro pro 
Person und Jahr ausgezahlt werden 
könnte. Stehen nur die Einnahmen zur 
Verfügung, die derzeit nicht für die Sen-
kung der Stromsteuer verwendet wer-
den, reduziert sich der Betrag auf 
40 Euro pro Person und Jahr. 
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Abbildung 14: Aufteilung der CO2-Kosten zwischen Mietenden und Vermietenden (Quelle: Berliner 
Mieterverein)



5.2 Die Rolle der CO2-Bepreisung im 
Wärmebereich

Am zweiten Tag diskutierten die Bür-
gerinnen und Bürger nach dem wissen-
schaftlichen Input die Chancen und 
Herausforderungen der CO2-Bepreisung 
und die Bewertung der Kostenentwick-
lung. Darüber hinaus wurden die Bür-
gerinnen und Bürger gebeten, verschie-
dene Modelle des Klimagelds zu bewer-
ten. Die Leitfragen waren:

▶ Welche Chancen und Herausforderun-
gen sehen Sie für sich durch steigende 
Heizpreise wegen der CO2-Bepreisung? 
Welche Kosten werden auf Sie persön-
lich durch eine steigende CO2-Beprei-
sung zukommen? Wie werden Sie diese 
schultern?

▶ Sollten die Preissteigerungen, die durch 
die CO2-Bepreisung auf Energieträger 
für die Heizung entstehen, ausgeglichen 
werden (wenn ja, für alle oder nur be-
stimmte Gruppen) oder für alle gleich 
gelten?

Chancen und Herausforderungen des 
CO2-Preises
Im Rahmen der Kleingruppen-Diskussion 
wurden von den Bürgerinnen und Bür-
gern folgende Chancen der CO2-Beprei-
sung gesehen:

▶ Anreiz zum Energiesparen und Sa-
nieren: Der CO2-Preis verteuert fos-
sile Energieträger und regt so Haus-
halte an, das Verbrauchsverhalten 

anzupassen, wie beispielsweise die 
Zimmertemperatur zu regulieren.

▶ Umdenken bei der Heizungswahl: 
Durch die langfristige Kostenent-
wicklung werden klimafreundliche 
Heizungstechnologien wie die Wär-
mepumpe attraktiver. Allerdings ge-
ben die Bürgerinnen und Bürger an, 
dass es ihnen schwerfällt, diese 
langfristigen Kosten in heutigen Ent-
scheidungen zu berücksichtigen.

▶ Finanzierung der Energiewende:
Die Einnahmen aus der CO2-Beprei-
sung können zur Finanzierung von 
Investitionen in grüne Technologien, 
Forschung und Entwicklung sowie 
zur Förderung energieeffizienter 
Maßnahmen genutzt werden.

▶ Steuerungsinstrument: Durch die 
Deckelung der Emissionen (CAP) hat 
der Staat ein wirksames Instrument, 
die Klimaziele zu erreichen. 

Folgende Herausforderungen werden 
von den Bürgerinnen und Bürgern in den 
Diskussionen thematisiert:

▶ Lenkungswirkung: Die Teilnehmen-
den zeigen sich skeptisch, ob der ak-
tuelle CO2-Preis hoch genug ist, um 
Eigentümerinnen und Eigentümer 
zum Einbau einer neuen Heizung zu 
motivieren. Es besteht die Sorge, 
dass der Lenkungseffekt des CO2-
Preises nicht gegeben ist, um das 
gewünschte Verhalten zu erreichen.

▶ Kostenbelastung: Gleichzeitig mer-
ken sie auch an, dass der CO2-Preis 
zu höheren Kosten bei den Verbrau-
chern führt. Aufgrund der gestie-
genen Energiekosten durch die pha-
senweise erhöhte Inflation seien 
Haushalte im letzten Jahr sowieso 
schon stark belastet worden.

▶ Komplexität der Kostenverteilung:
Die Aufteilung der CO2-Kosten zwi-
schen Mietenden und Vermietenden 
ist zu komplex und kann zu Konflik-
ten führen

▶ Transparente Informationen: Viele 
Bürgerinnen und Bürger sind un-
sicher, wie der CO2-Preis funktio-
niert, wie hoch er ist und wofür die 
Einnahmen verwendet werden. Man 
wünscht sich klare und verständ-
liche Informationen, warum es einen 
CO2-Preis braucht und wofür das 
Geld genutzt wird.

▶ Handlungsspielraum: Einige Bür-
gerinnen und Bürger beklagen, dass 
der individuelle Handlungsspiel-
raum bei der CO2-Bepreisung gering 
ist, gerade wenn man zur Miete 
wohnt und bereits sparsam heizt. 

▶ Überwachung: Bedenken hinsicht-
lich der Überwachung der individuel-
len CO2-Emissionen führen zu Ängs-
ten vor einer Totalüberwachung. Ein-
zelne Bürgerinnen und Bürger fra-
gen sich, woher der Staat weiß, wie 
viel CO2 ein Haushalt ausstößt und 
was er mit dieser Information ma-
chen kann.

▶ Wirtschaftliche Auswirkungen: Ne-
ben den Auswirkungen auf die ei-
genen Kosten, sorgen sich die Bür-
gerinnen und Bürger auch um die 
Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh-
men. Der CO2-Preis kann laut ihnen 
dazu führen, dass diese ihre Unter-
nehmen ins Ausland verlagern. Ge-
rade Kleinbetriebe stehen vor neuen 
finanziellen und regulatorischen 
Herausforderungen, z. B. Bäckereien.
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Chancen

› Anreiz zum Energiesparen und Sanieren
› Umdenken bei Heizungswahl
› Einnahmen für nachhaltige Investitionen
› Steuerungsmöglichkeit für den Staat zur 

Erreichung der Klimaziele durch 
Emissionsobergrenze (CAP)

Herausforderungen

› Der CO2-Preis ist aktuell zu gering, um 
Investitionen in klimafreundliche 
Alternativen anzureizen.

› Hohe allgemeine Kostenbelastung (u.a. 
Inflation)

› Komplizierte CO2-Kostenaufteilung 
zwischen Mietenden und Vermietenden

› Fehlende Transparenz und Aufklärung 
über den CO2-Preis und 
Mittelverwendung

› Fehlender Handlungsspielraum für 
Mietende

› Wirtschaftliche Folgen: Verlagerung ins 
Ausland, Kosten für Kleinbetriebe

Abbildung 15: Chancen und Herausforderungen der CO2-Bepreisung (eigene Darstellung)



Sozialer Ausgleich (Klimageld)
Außerdem diskutierten die Teilnehmen-
den darüber, ob und wie die CO2-Beprei-
sung in Form eines Klimageldes ausge-
glichen werden sollte, um die steigenden 
Heizkosten abzudämpfen. Die Bürger-
innen und Bürger äußerten sich mit Blick 
auf den Vorschlag des Klimagelds skep-
tisch – dies betraf sowohl die unbürokra-
tische Einführung, die erhoffte Zielset-
zung als auch die konkrete Ausgestal-
tung. Die Mehrheit sprach sich dafür aus, 
kein Klimageld an die Gesamtbevöl-
kerung auszuzahlen, da sonst die Len-
kungswirkung des CO2-Preises geschmä-
lert würde. Ein Bürger führte aus: „Es 
macht auch einfach keinen Sinn, den CO2-
Preis zu erheben und dann das Geld wieder 
zurückzubezahlen. Dann kann man es auch 
gleich lassen.“ Die Bürgerinnen und Bür-
ger befürchteten, dass mit dem Klima-
geld ein „Bürokratiemonster“ entstehen 
könnte. Stattdessen sollte ein Ausgleich 
über die Förderung von Erneuerbaren 
Energien und Innovationen erfolgen. Die 
Gesellschaft sollte aktiv in die Entschei-
dung über die Verwendung der Mittel 
einbezogen werden. Nichtsdestoweniger 
erachteten die Teilnehmenden einen 
Ausgleich für soziale Härtefälle als trag-
bar. Es sind gezielte Maßnahmen zur Un-
terstützung von sozial benachteiligten 
Gruppen erforderlich, beispielsweise 
durch Wohngeld oder Energiegutscheine. 
Eine faire Entlastung wäre, wenn es ei-
nen gestaffelten Heizkostenzuschuss 
gäbe, der besondere Umstände wie 
bspw. Pflege von Kind/Eltern sowie An-
zahl der Personen im Haushalt berück-
sichtigt.

Andere empirische Studien zum CO2-
Preis kommen zu vergleichbaren Ergeb-
nissen: Eine Online-Umfrage des Instituts 
für Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung unter 9.600 Personen zeigt, dass 
die Akzeptanz der CO2-Bepreisung in der 
Bevölkerung in Deutschland selbst bei 
dem aktuell niedrigen Preis gering ist 
(Behringer et al. 2024). Insbesondere in 
den ostdeutschen Bundesländern und 
bei Menschen mit geringerem Einkom-
men und größeren finanziellen Sorgen 
fällt die Zustimmung schwächer aus. Zu-
dem fühlen sich drei Viertel der Befrag-
ten nicht ausreichend über den CO2-Preis 
informiert. Dies zeigt sich auch darin, 
dass viele Menschen die finanziellen Aus-
wirkungen der CO2-Bepreisung für ihren 
Haushalt nicht abschätzen können. So 
werden die Kosten durch den aktuellen 
CO2-Preis für den eigenen Haushalt im 
Durchschnitt überschätzt, wohingegen 
die zukünftigen Kosten bei steigenden 
CO2-Preisen unterschätzt werden. 

Die Ergebnisse aus dem Ariadne-Wärme- 
und Wohnen-Panel zeigen, dass eine 
Mehrheit der Befragten (80 %) angibt, 
dass ihnen Klimaschutz generell wichtig 
ist, dies aber keine direkte Entsprechung 
in der Unterstützung „harter“ klimapo-
litischer Maßnahmen im Gebäudebereich 
findet (Knoche et al. 2024). Nur weniger 
als 40 % befürworten Maßnahmen wie 
eine CO2-Abgabe oder das Verbot des 
Einbaus fossiler Heizsysteme. Die Unter-
stützung variiert je nach den Besitzver-
hältnissen der Befragten. Eigentümer-
innen und Eigentümer bevorzugen die 
CO2-Abgabe gegenüber einem Einbau-
verbot für fossile Heizungen, während 
Mietende weitgehend indifferent zwi-

schen den Maßnahmen sind. Eine aktuel-
le Studie kommt in einer repräsentativen 
Umfrage zu dem Ergebnis, dass fast 
70 % der Befragten die Einnahmen aus 
der CO2-Bepreisung lieber für die Finan-
zierung des Umstiegs auf nachhaltige 
Technologien im Gebäude- und Ver-
kehrssektor verwenden würden (Funke 
et al. 2024). In der Befürwortung zweck-
gebundener Ausgaben der CO2-Einnah-
men anstelle eines Klimageldes ähneln 
sich die Ergebnisse der Befragung mit 
den Ergebnissen der Bürgerdeliberation.

5.3 CO2-Kostenaufteilungsgesetz

Die Einführung des CO2-Kostenauftei-
lungsgesetzes regelt die Verteilung der 
Kosten für CO2-Emissionen in vermie-
teten Wohngebäuden zwischen Vermie-
tenden und Mietenden neu. Die Bürger-
innen und Bürger betonten, dass Ver-
mietende durch die Beteiligung an den 
CO2-Kosten stärker motiviert werden, in 
energieeffiziente Sanierungen zu inves-
tieren. Dies trägt langfristig zur Redu-
zierung der Emissionen bei und verbes-
sert den Wohnkomfort. Allerdings liegt 
die Höhe des Energieverbrauchs in erster 
Linie bei den Mietenden. Vermietende 
können zwar in Sanierungsmaßnahmen 
investieren, der tatsächliche Energiever-
brauch wird jedoch maßgeblich vom Ver-
halten des Mietenden beeinflusst. Die 
Umsetzung des Gesetzes ist mit einem 
erheblichen bürokratischen Aufwand 
verbunden. Die Bürgerinnen und Bürger 
bemängeln die Komplexität der Abrech-
nungen und die mangelnde Transparenz 
bei der Berechnung der CO2-Kosten. Die 
Aufteilung der Kosten kann zu Konflikten 
zwischen Mietenden und Vermietenden 
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Wie werden der CO2-Preis und das Klimageld bewertet?
Top-Argumente der Kleingruppen

▷ Ablehnung Klimageld: Einnahmen durch den CO2-Preis sollten nicht an die Bürgerinnen und 

     Bürger zurückerstattet, sondern für die Förderung von Erneuerbaren Energien oder sozialen Pro-

     grammen für vulnerable Gruppen genutzt werden. Das Klimageld sollte auch für Klimaprojekte in 

     Kommunen verwendet werden.

▷ Transparente Mittelverwendung: Der CO2-Preis sollte einen sichtbaren, positiven Effekt für die 

     Gesellschaft haben, in dem die Einnahmen zweckgebunden refinanziert werden und dies öffentlich 

     und transparent kommuniziert wird.

▷ Handlungsfähigkeit: Preissteigerungen durch den CO2-Preis sollten so gestaltet werden, dass die-

     jenigen bezahlen, die nicht in Maßnahmen zur CO2-Einsparung investieren, obwohl sie es könnten.

▷ Ausweitung der CO2-Bepreisung: Ein globaler CO2-Preis wäre sinnvoll, ansonsten Verlagerung der 

     Produktion ins Ausland. 

▷ Soziale Entlastung: Eine faire Entlastung wäre, wenn es einen gestaffelten Heizkostenzuschuss 

     gäbe, der besondere Umstände wie bspw. Pflege von Kind/Eltern sowie Anzahl der Personen im 

     Haushalt berücksichtigt.

führen, insbesondere wenn es um Rück-
forderungen oder die Ausweisung der 
Kosten in den Betriebskostenabrech-
nungen geht. Die Bürgerinnen und Bür-
ger fordern eine stärkere Anbindung von 
Mieterhöhungen an den Sanierungs-
stand des Gebäudes. Die neuen Regelun-
gen könnten zu einer Zuspitzung des 
Mietmarktes führen, da ärmere Haushal-
te oft in weniger gut sanierten Gebäuden 
wohnen und somit höhere Belastungen 
durch die CO2-Kosten tragen müssen. 
Insgesamt wird das Gesetz als komplex 
und konfliktreich bewertet. Der zugrun-
deliegende Ansatz, Vermietende in die 
Pflicht zu nehmen, wird von den Bür-
gerinnen und Bürger jedoch begrüßt. 
Darüber hinaus sollten Mietende besser 
über die Erstattungsmöglichkeit der CO2-
Kosten bei Etagenheizungen informiert 
werden.
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Ergänzend zu den Kleingruppenarbeiten 
im Rahmen des Deliberationsprozesses 
wurde durch eine Vorher-Nachher-Befra-
gung die Veränderung der Einstellungen 
der Bürgerinnen und Bürger zu einzel-
nen Themen erhoben. Wie bereits er-
wähnt, kann dabei nicht sichergestellt 
werden, dass die Meinung der Bürger-
innen und Bürger nicht durch andere ex-
terne Faktoren beeinflusst wurde oder 
sich dauerhaft verändert hat. Nichtsdes-
toweniger kann die Befragung einen In-
dikator dafür darstellen, inwieweit es zu 
einer Einstellungsveränderung gekom-
men ist. Die Vorher-Nachher-Befragung 
unter den Teilnehmenden des Wärme-
wende-Plenums beinhaltete Fragen zum 
GEG, zur energetischen Sanierung und 
CO2-Bepreisung. Eine anonymisierte Zu-
ordnung wurde über eine individuelle 
Buchstaben-Ziffern-Abfolge ermöglicht, 
die die Befragten gemäß einer Anleitung 
individuell erstellten. Insgesamt sind die 
Ergebnisse von rund 30 Teilnehmenden 
vergleichbar.

Die Komplexität und Ambivalenz von 
Heizungstausch und Sanierung zeigen 
sich auch in der Vorher-Nachher-Befra-
gung. Die Teilnehmenden der Bürger-
konferenz wurden gebeten, sowohl vor 
als auch nach der Konferenz verschie-
dene Politikmaßnahmen zu bewerten 
und ihre Antworten zu begründen. Die 
erste Frage thematisierte, ob der Staat 
politische Vorgaben zum Heizungs-
tausch wie dem GEG vorschreiben sollte, 
was mehrheitlich (eher) Zustimmung 
fand. Es gab aber auch Teilnehmende, 
die dem GEG neutral oder negativ ge-
genüberstanden.5 Auch wenn es zwi-
schen den beiden Zeitpunkten Bewe-
gung in der Bewertung politischer Vorga-
ben gegeben hat, ist die Häufigkeit der 
jeweiligen Antworten beide Male nahezu 
identisch.

6. ERGEBNISSE DER VORHER-
NACHHER-BEFRAGUNG 

5 Eine Meinungsumfrage des Sachverständigenrats für Verbraucherfragen aus dem Jahr 2023 zeigt, dass 49 % der Bürgerinnen und Bürger 
das Gesetz befürworteten und 47 % es ablehnten (Grimm & Groß 2023). In einer Civey-Umfrage mit 5.105 Teilnehmenden aus dem September 
2023, lehnten 65 % das damals kürzlich beschlossene GEG ab (Civey 2023). Hier scheint die Einstellung der beteiligten Bürgerinnen und 
Bürger von den der restlichen Bevölkerung abzuweichen.



Aussage: Der Staat sollte durch politi-
sche Vorgaben wie dem Gebäudeener-
giegesetz den Wechsel auf klimafreund-
liche Heizungssysteme vorschreiben.

In der Vorher-Nachher-Befragung haben 
die Bürgerinnen und Bürger, die der The-
se vor und nach der Bürgerdeliberation 
zustimmten, folgende Argumente be-
nannt:

▶ Zustimmende Haltung: Bürgerinnen 
und Bürger, die der Frage zustimm-
ten, sehen Vorteile in ordnungspoli-
tischen Instrumenten wie Vorschrif-
ten und Verboten, da sonst zu lang-
sam auf klimafreundliche Heizungs-
systeme umgestiegen werde. Klima-
schutz sei mit Einschränkungen und 
Veränderungen verbunden, die nicht 
jeder freiwillig auf sich nehme, so-
dass es staatlicher Vorgaben bedür-
fe. Das GEG schaffe entsprechende 
Anreize bzw. Handlungsdruck für 
alle gleichermaßen. Die Befragten 
sind der Meinung, dass die Markt-
mechanismen nicht ausreichen, wo-
bei unklar bleibt, ob dabei die CO2-
Bepreisung eingeschlossen ist. Eini-
ge Bürgerinnen und Bürger schrän-
ken ihre Zustimmung derart ein, 
dass eine Dämmung beziehungswei-
se ein Heizungstausch technisch 
möglich ist und anlassbezogen 
(bspw. Austausch der alten Anlage) 
vorgenommen werden sollte.

▶ Ablehnende Haltung: Personen, die 
das GEG in der Vorher-Nachher-Be-
fragung ablehnten, argumentieren, 
dass es keinen Zwang bei der Um-
setzung von Maßnahmen zur Wär-
mewende geben sollte. Sie betonen, 
dass Maßnahmen auf freiwilliger Ba-
sis erfolgen sollten, da eine ver-
pflichtende Regelung als Bevormun-
dung wahrgenommen werden könn-
te. Stattdessen sollte der Staat viel-
mehr mit Anreizen, Förderung und 
besserer Informationsvermittlung 
arbeiten. 

▶ Vorher-Nachher-Vergleich: Insge-
samt änderten im Vorher-Nachher-
Vergleich 15 Personen ihre Position 
gar nicht, 14 Personen ihre Positio-
nen leicht (eine Stufe auf der Likert-
Skala) und drei Personen stark 
(mehr als eine Stufe). Stärkere Zu-
stimmung wurde beispielsweise mit 
„Mehr Klarheit für alle“ begründet. 
Die wahrgenommene Vernachlässi-
gung individueller Situationen und 
der hohe Handlungsdruck durch 
staatliche Vorgaben wurden als 
Gründe für stärkere Ablehnung ge-
nannt. Eine Person stimmte vor der 
Deliberation eher zu und lehnte 
nach der Deliberation eher ab mit 
dem Argument, der Wechsel müsse 
attraktiv sein und nicht erzwungen 
werden. Eine Person wechselte von 
Ablehnung zu teils/teils und eine 

von „eher nicht zustimmen“ zu 
„eher zustimmen“, da staatliche 
Vorgaben bei der Beschleunigung 
helfen könnten. In der Gesamtschau 
ergibt sich daraus wenig Verän-
derung über die Deliberation (siehe 
Abbildung 16).

Auf die Frage, ob es ausreichend klare 
Informationen zum GEG gibt, um sich 
ein Bild für die eigene Wohnsituation zu 
machen, antworteten die Teilnehmenden 
vor der Bürgerkonferenz positiver. In der 
Abbildung 17 ist zu erkennen, dass die-
sem Punkt mehr Bürgerinnen und Bür-
ger vor der Deliberation zustimmten, da-
nach bewerteten mehr Personen die Fra-
ge neutral oder negativ. Dies kann unter 
anderem daran liegen, dass durch die 
Experteninputs auf der Bürgerkonferenz 
die zahlreichen Einzelregelungen des 
GEG erklärt wurden. Die Bürgerinnen 
und Bürger teilten mit, dass eine umfas-
sende und verständliche Informationsbe-
reitstellung zum GEG von zentraler Be-
deutung ist. Die komplexe Gesetzeslage 
und die weitreichenden Auswirkungen 
für private Haushalte konnten viele Bür-
gerinnen und Bürger nicht schnell genug 
erfassen.
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stimme gar nicht zu (3)

stimme eher nicht zu (5)

teils/teils (11)

stimme eher zu (8)

stimme voll und ganz zu (5)

stimme gar nicht zu (1)

stimme eher nicht zu (6)

teils/teils (11)

stimme eher zu (7)

stimme voll und ganz zu (7)

Abbildung 16: Zustimmung/Ablehnung staatlicher Vorgaben wie das GEG – Ergebnisse der Vorher-
Nachher-Befragung (n=32) (eigene Darstellung)



Aussage: Es gibt genügend verständli-
che und klare Informationen zum Ge-
bäudeenergiegesetz. Ich kann mir damit 
ein Bild machen über die Auswirkungen 
für meine persönliche Wohnsituation.

▶ Zustimmende Haltung: Personen, 
die der Aussage zustimmten, führen 
aus, dass bereits ausreichend Infor-
mationen (bspw. im Internet) vor-
handen sind. Sie schränken jedoch 
ein, dass diese zum Teil irreführend 
beschrieben sind, sodass es einer in-
tensiven Auseinandersetzung be-
darf, um Antworten auf individuelle 
Umstände zu erhalten. 

▶ Ablehnende Haltung: Bürgerinnen 
und Bürger bemängeln fehlende 
Transparenz, widersprüchliche Infor-
mationen in den Medien und eine 

komplizierte Sprache in offiziellen 
Dokumenten. Mietende beklagen 
darüber hinaus, dass sie nur einge-
schränkt an Investitionsentschei-
dung teilhaben können, sodass eine 
Informationseinholung für sie nicht 
zweckdienlich erscheint.

▶ Vorher-Nachher-Vergleich: Insge-
samt zeigt sich, dass elf Personen in 
der Nachher-Befragung eine 
schlechtere Bewertung abgaben, 
13 eine identische und sechs Perso-
nen eine bessere Bewertung. Dieje-
nigen Personen, die die Informa-
tionsbereitstellung in der Nachher-
Befragung besser bewerteten, bezo-
gen dies zumeist auf die Qualität der 
Vorträge während der Deliberation. 
Bürgerinnen und Bürger, deren Ein-
schätzung sich über die Zeit ver-

schlechterte, begründeten dies mit 
zu allgemeinen Informationen, die 
für die individuelle Situation nicht 
anwendbar seien. Eine individuelle 
Lösung müsse darüber hinaus auf-
wendig recherchiert werden.

▶ Politische Handlungsoptionen: Die 
Antworten der Bürgerinnen und 
Bürger lassen darauf schließen, 
dass für ein erfolgreiches Gelingen 
der Wärmewende die Informations-
politik grundlegend reformiert wer-
den sollte. Einfache und verständli-
che Erläuterungen, individuelle Be-
ratungsangebote und eine trans-
parente Kommunikation seien dabei 
unerlässlich. Regularien sollten ver-
ständlicher gestaltet werden und 
„Beamtendeutsch“ vermieden wer-
den. Die Beratungsangebote sollten 
unabhängig sein.

Ob Sanierungen vorangetrieben werden 
sollten, beantworteten die Teilnehmen-
den nach der Bürgerkonferenz eindeutig 
positiver, gleichwohl es bereits zuvor 
große Zustimmung für diese Frage gab. 
So waren zuvor unentschlossene und ab-
lehnend eingestellte Bürgerinnen und 
Bürger nach der Deliberation der Mei-
nung, dass die Sanierung durch die Poli-
tik schneller forciert werden sollte.
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Abbildung 17: Zustimmung/Ablehnung klare Informationen zum GEG – Ergebnisse der Vorher-
Nachher-Befragung (n=30) (eigene Darstellung) 



Aussage: Die Sanierung von Gebäuden 
muss dringend schneller vorangetrie-
ben werden. 

▶ Zustimmende Haltung: Hier werden 
vor allem die Argumente aufgeführt, 
dass nur durch die Sanierung Klima-
schutzziele erreicht werden können 
und es daher dringend nötig sei, die-
se schneller voranzutreiben. Zudem 
würden die Maßnahmen zu einer hö-
heren Wohnqualität und einer Sen-
kung der Verbrauchskosten führen.

▶ Ablehnende Haltung: Bürgerinnen 
und Bürger merken an, dass die Sa-
nierungsmöglichkeiten immer in An-
betracht der vorliegenden Umstän-
de betrachtet werden sollten. Das 
Sanieren einiger (älterer) Gebäude 
sei sehr teuer, sodass die finanzielle 

Unterstützung immer mitbedacht 
werden sollte. Darüber hinaus verur-
sache ein Sanierungsprojekt Auf-
wand und koste Zeit. Eine Person 
merkt an, dass sich Sanierungsfra-
gen zum Teil auch natürlicherweise 
während des Generationenwechsel 
unter Immobilienbesitzenden stellen 
und lösen würden, sodass es keinen 
staatlich forcierten Zwang bedürfe.

▶ Vorher-Nachher-Vergleich: Nach der 
Deliberation sahen einige Bürgerin-
nen und Bürger ein schnelleres Han-
deln im Angesicht des voranschrei-
tenden Klimawandels und der ver-
einbarten Ziele der Emissionsredu-
zierung für geboten. Einige regten in 
diesem Zusammenhang ein gesell-
schaftliches Umdenken an. Eine Per-

son, die ihre vorherige Zustimmung 
nach der Deliberation zurücknahm, 
merkte an, dass der Einzelfall be-
trachtet werden sollte, damit jüngst 
neu-eingebaute fossile Heizungen 
nicht sofort ersetzt werden müssten, 
da dies nicht ökonomisch sei. Insge-
samt bleiben von 13 skeptisch ein-
gestellten Bürgerinnen und Bürgern 
in der Nachher-Befragung noch sie-
ben übrig.

▶ Handlungsoptionen: Um die ener-
getische Sanierung weiter zu be-
schleunigen, bedarf es laut den Bür-
gerinnen und Bürgern für die Sa-
nierung individuelle Beratungsange-
bote. Die Sinnhaftigkeit von Investi-
tionen in Maßnahmen sollte an Bei-
spielrechnungen belegt werden. 

In der Vorher-Nachher-Befragung zum 
CO2-Preis zeigte sich, dass die Teilneh-
menden ihre Kenntnis der CO2-Beprei-
sung und dessen Auswirkungen auf die 
Heizkosten nach der Deliberation besser 
bewerteten. Die Zustimmung unter den 
Bürgerinnen und Bürgern („stimme voll 
und ganz zu“ und „stimme eher zu“) er-
höhte sich von 59 % auf 94 %.
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Abbildung 18 Zustimmung/Ablehnung Vorantreiben der Gebäudesanierung – Ergebnisse der Vor-
her-Nachher-Befragung (n=32) (eigene Darstellung)



Aussage: Ich weiß, was die CO2-Beprei-
sung ist und welche Auswirkungen sich 
dadurch für meine zukünftigen Ener-
giekosten ergeben.

▶ Zustimmende Haltung: Bürgerinnen 
und Bürger geben in vielen Fällen 
korrekt wieder, dass der CO2-Preis 
Anreize für den Umstieg auf klima-
freundliche Technologie schafft 
(Lenkungswirkung). Dabei wird das 
Verursacherprinzip als besonders 
sinnvoll erachtet: Diejenigen, die 
durch ihr Heizverhalten die Umwelt 
stärker belasten, sollten auch mehr 
dafür zahlen. Gleichzeitig benennt 
eine Person den Vorteil, dass durch 
den CO2-Preis im Gegensatz zu ge-
setzlichen Vorgaben maximale indi-
viduelle Entscheidungsfreiheit ge-
währleistet würde.

▶ Ablehnende Haltung: Insbesondere 
in der Vorher-Befragung zeigen sich 
Bürgerinnen und Bürger unsicher in 
Bezug auf den CO2-Preis und die re-
sultierende Kostenbelastung, da sie 
sich zum Teil noch nicht damit be-
schäftigt hätten. Zudem wird die 
sich daraus ergebenden steigenden 
Lebenshaltungskosten für Bürger-
innen und Bürger skeptisch bewer-
tet. Für viele Bürgerinnen und Bür-
ger stellt die Deliberation den ersten 
Anlass dar, sich mit der CO2-Beprei-
sung und den resultierenden Kosten 
zu beschäftigen. 

▶ Vorher-Nachher-Vergleich: Wie in 
Abbildung 19 dargestellt, nahm das 
individuelle Wissen über den CO2-
Preis in der Nachher-Befragung zu: 
Die Anzahl der Personen, die (eher) 
zustimmten, stieg von 19 vor der 

Deliberation auf 30 danach. Ledig-
lich eine Person gab an, sich nur 
teilweise informiert zu fühlen, und 
eine weitere stimmte eher nicht zu. 
Zum Teil blieben für einige Teilneh-
menden Detailfragen auch nach der 
Veranstaltung noch offen, wie zum 
Beispiel, welche Auswirkungen auf 
die Fernwärme zu erwarten sind. 
Viele Bürgerinnen und Bürger 
schätzten die Inputvorträge der For-
schenden und gaben an, durch diese 
viel gelernt zu haben. Gleichzeitig 
wurde in zwei Fällen angemerkt, 
dass die Auswirkungen im Falle von 
Fernwärme und des Übergangs des 
CO2-Preises in den ETS2 unklar sei, 
wie sich die Preise und die Belas-
tungen entwickelten. Für den Miet-
markt wünschte sich eine Person 
eine möglichst gerechte Aufteilung 
der CO2-Kosten zwischen Vermieter 
und Mieter.
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Abbildung 19: Kenntnisse zur CO2-Bepreisung – Ergebnisse der Vorher-Nachher-Befragung (n=32) 
(eigene Darstellung)
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Der Austausch mit den Bürgerinnen und 
Bürger zum Thema Wärmewende auf der 
Bürgerkonferenz brachte vielschichtige 
inhaltliche Erkenntnisse, die im weiteren 
Prozess der Bürgerdeliberation vertieft 
werden. Die Bürgerinnen und Bürger 
zeigten großes Interesse an dem Aus-
tausch untereinander und mit den anwe-
senden Forschenden. So teilte eine Bür-
gerin dem Forscherteam mit, dass sie es 
bereichernd fand, Teil eines solchen Pro-
zesses zu sein, da dieser neben Wahlen 
und Demonstrationen ein neues Format 
für Beteiligung im politischen Prozess 
darstelle.

Den direkten Austausch mit Vertreter-
innen und Vertretern aus der Wissen-
schaft bewerteten viele Teilnehmende 
als positiv, da man der Expertise der For-
schenden großes Vertrauen entgegen-
bringe und durch deren Unterstützung 
einen sachlichen Diskurs zur Energie-
wende hätte führen können. Auf der an-
deren Seite waren bei der Bürgerkon-
ferenz Teilnehmende anwesend, die dem 
Thema Klimawandel und Wärmewende 
skeptisch gegenüberstanden und in Fra-
ge stellten, ob der Handlungsdruck so 
groß sei, wie häufig in den Medien, von 
der Wissenschaft und von manchen Par-
teien dargestellt. Es ist aus Sicht der For-
schenden äußerst wertvoll, dass diese 
Personen sich mit ihren skeptischen Fra-
gen bei der Bürgerkonferenz einbrach-
ten und konstruktiv zur Debatte beitru-
gen.

Den teilnehmenden Forschenden fiel auf, 
dass die Bürgerinnen und Bürger bereits 
über viel Vorwissen über die Wärmewen-
de verfügten und Berührungspunkte mit 
dem GEG und KfW-Programmen hatten. 
Außerdem fiel es den Bürgerinnen und 
Bürgern leichter, am ersten Tag über 
den Heizungstausch und die energe-
tische Sanierung zu diskutieren, da hier 
eigene Erfahrungen oder Erfahrungsbe-
richte aus dem sozialen Umfeld vorla-
gen. Die Themen CO2-Bepreisung und Kli-
mageld waren wesentlich abstrakter und 
komplizierter zu durchdringen, weswe-
gen die Diskussion am zweiten Tag 
ruhiger verlief.

Die Deliberation, bei der es um den Aus-
tausch, die Verknüpfung und das Abwä-
gen von Argumenten geht, stellte eine 
geeignete Methode dar, die individuellen 
Gedanken und Beweggründe zu identi-
fizieren. Warum sind Menschen für oder 
gegen eine bestimmte Politikmaßnah-
me? Welche Werte, Vorstellungen, Ängs-
te und Hoffnungen hängen damit zu-
sammen? Wie können diese in einen ge-
sellschaftlich tragfähigen Politik-Mix in 
Zeiten von Desinformation und zuneh-
mender Polarisierung des Klimadiskur-
ses eingebracht werden? Ist es ziel-
führender, offene Fragen sachlich und 
gemeinschaftlich in einem strukturierten 
Prozess zu diskutieren, anstatt sich in so-
zialen Netzwerken oder innerhalb des 
Bekanntenkreises zu informieren? In der 
Nachher-Befragung gab die Mehrheit 
beispielsweise an, neue Sichtweisen auf 

7. RESÜMEE UND AUSBLICK 



die Wärmewende erhalten zu haben (sie-
he Abbildung 20).

Den Mehrwert des konstruktiven Dialogs 
während der Bürgerkonferenz meldeten 
mehrere Teilnehmenden begeistert zu-
rück. So gab die Mehrheit der Teilneh-
menden an, gerne wieder an einem Bür-
gerdialog teilnehmen zu wollen (siehe 
Abbildung 21). 

Digitale Trends verstärken eine zuneh-
mende Fragmentierung des Klimadiskur-
ses und die Bildung von sozialen Blasen. 
Diese sozialen Blasen können durch Bür-
gerkonferenzen aufgebrochen werden, 
da sie durch die geschichtete Zufallsaus-
wahl Menschen aus ganz unterschied-
lichen Lebensrealitäten zusammen-
bringen (Blum et al. 2022, Curato et al. 
2021) und demokratische Praxis einge-
übt wird (Mau 2024). So kann trotz un-
terschiedlicher Ansichten respektvoll 
nach konstruktiven Lösungen gesucht 
und Kompromissmöglichkeiten austa-
riert werden. Damit öffnet die Bürgerdeli-
beration einen öffentlichen Raum, in 
dem der Austausch über Wissen, Werte 
und Begründungen im Zentrum steht. 
Ziel ist es, auf diese Weise den gesamtge-
sellschaftlichen Lernprozess voranzutrei-
ben und eine Verbindung zwischen de-
mokratischer Praxis, wissenschaftlicher 
Evidenz und dem politischen Betrieb her-
zustellen. 

In Bezug auf die Politik lassen sich im 
Rahmen der Bürgerdeliberation konkre-
te Handlungsoptionen wie das GEG, der 
Klimageschwindigkeitsbonus und das 
CO2-Kostenaufteilungsgesetz diskutieren. 
Dies schafft eine höhere Legitimität und 
reflektiertes Wissen von Politikmaßnah-
men. Gleichzeitig wird deutlich, dass Bür-
gerinnen und Bürger andere Bewer-
tungskriterien für Klimamaßnahmen 
heranziehen. Zum Beispiel wird der stei-
gende CO2-Preis von vielen Verbrauchern 
heute nicht in der Wahl der Heizungs-
technologie berücksichtigt. Durch die 
Vorstellung der Ergebnisse aus der Bür-
gerdeliberation gegenüber politischen 
Entscheidungsträgern und Vertretenden 
relevanter Institutionen wie der KfW kön-
nen ein Reflexionsprozess und besten-

falls Verbesserungen der vorhandenen 
Programme angestoßen werden. Dies 
wurde unter anderem im Rahmen des 
Stakeholder-Workshops Wärmewende 
mit Vertretenden aus dem Bundestag, 
der KfW und Industrie im Oktober 2024 
umgesetzt. Durch die iterative Organisa-
tion verschiedener Formate kann eine 
Brücke zwischen Wissenschaft, Gesell-
schaft und Politik geschaffen werden.
Die hier beschriebene Bürgerkonferenz 
führte in diejenigen Politikinstrumente 
der Wärmewende ein, die gegenwärtig 
durch die deutsche und europäische Ge-
setzgebung für die individuelle Entschei-
dung am relevantesten erscheinen. Ge-
geben der vielschichtigen individuellen 

Umstände des erneuerbaren Heizungs-
tauschs oder der energetischen Sa-
nierung wird sich eine weitere Bürgerde-
liberation im März 2025 (geplant als On-
line-Veranstaltung) einem aus Bürger-
sicht wünschenswerten Politik-Mix wid-
men. Im Austausch miteinander sollen 
Bürgerinnen und Bürger die verschie-
denen Politikinstrumente (CO2-Preis, För-
derung, Ordnungsrecht, Informationspo-
litik) aufeinander abstimmen und Chan-
cen sowie Herausforderungen einer 
möglichen gesetzgeberischen Reform 
ihres Vorschlags diskutieren.
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Abbildung 20: Nachher-Befragung: Durch die Diskussion und den Austausch mit den Teilnehmen-
den auf der Bürgerkonferenz habe ich neue Sichtweisen und Informationen erhalten (n=45) 
(eigene Darstellung)
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Anhang 1: Details zur Rekrutierung der Teilnehmenden 

Zufallsauswahl nach Kriterien 

 

 
Abbildung 22: Schritte der Teilnehmenden-Rekrutierung (Quelle: eigene Darstellung) 

 (1) So lief die Zufallsauswahl der Gemeinden ab: 

Die Zufallsauswahl per Einwohnermeldeamt umfasst mehrere Schritte, die im Folgenden detail-
liert erläutert werden. 

1. Gemeinde auswählen 

a) Datengrundlage bildete das Gemeindeverzeichnis des Statistischen Bundesamtes. Stich-
punkt der Datengrundlage bildet der 31.12.2023.  

b) Kriterien zur Auswahl der Gemeinden: 

• Die Auswahl der Gemeinden wurde pro Bundesland vorgenommen, um eine geogra-
phisch ausgeglichene Verteilung sicherzustellen. 

• Es wurden vier Größenklassen berücksichtigt, um Personen aus unterschiedlich stark 
besiedelten Gebieten zu erreichen (Stadt/ Land).  

• Alle deutschen Gemeinden wurden in vier Größenklassen eingeteilt: 
 

Typ         Einwohnerzahl Größenklasse 

Großstadt > 100.0000 I 
Mittelstadt 20.000 - unter 100.000 II 
Kleinstadt 5.000 - unter 20.000 III 
Landgemeinde unter 5.000 IV 

 

c) Höhe Durchschnittsstichprobe und je Gemeindegröße:  
• Wir benötigten eine Stichprobe von mindestens 16.000 Personen unter der Annahme 

einer 3-4 %-igen Rücklaufquote auf das Erstanschreiben an die zufällig ausgewählten 
Bürgerinnen und Bürger. Hieraus ergab sich, dass mindestens 80 Gemeinden um einen 
Auszug aus ihren Melderegistern gebeten werden mussten.  

• Wir gingen davon aus, dass sich circa 60 der angefragten Gemeinden hierzu bereit er-
klären. Um von 60 Gemeinden insgesamt eine Stichprobe von 16.000 Personen zu er-
halten, musste jede Gemeinde im Schnitt 267 Datensätze zur Verfügung stellen (große 
Gemeinden bis zu 350 Datensätze, kleine Gemeinden jeweils nur 150 Datensätze).  
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d) Anzahl Gemeinden je Bundesland: 
• Für jedes Bundesland wurde errechnet, welchen Anteil sie an der gesamten Bevölke-

rungszahl Deutschlands ausmacht. (Während die Einwohnenden Bayerns z. B. rund 16% 
der deutschen Bevölkerung ausmachen, sind es in Brandenburg 3%).  

• Ostdeutsche Bundesländer wurden hierbei überproportioniert. Hier hatte die Bürgerde-
liberation von Ariadne-1 gezeigt, dass zu wenige ostdeutsche Perspektiven vertreten 
waren. 

e) Anzahl Gemeinden nach Gemeindegröße je Bundesland: 
• Für jede Größenklasse wurde errechnet, welchen Anteil sie an der gesamten Bevölke-

rungszahl des Bundeslandes ausmacht. Darauf basierend wurde die Anzahl der auszu-
losenden Gemeinden auf die jeweiligen Größenklassen aufgeteilt.  

• Ein Fokus wurde auf kleinere Gemeinden gelegt.  
 

f) Kriterienbasierte Auswahl von Gemeinden 
• Für die Auswahl der Gemeinden wurden 70% per Zufall ausgelost und 30% – also 24 

Gemeinden – nach themenspezifischem Fokus. 
• Nach folgenden vier Kriterien wurden die Gemeinden recherchiert: 

o Gemeinden mit Fernwärmeanschluss  
o Gemeinden in Strukturwandelregionen 
o Wachsende/ schrumpfende Gemeinden 
o Gemeinden mit hohen Umfrageergebnissen/ konkreten Wahlergebnissen für 

die AfD  

 
2. Einwohnermelderegister anfragen 

• ifok hat die ausgewählten Meldeämter mit Bitte um Meldeamtsdaten nach §46 Bundes-
meldegesetz angeschrieben.  

• Diese wurden gebeten Personen, aus Ihrem Melderegister mit folgenden Kriterien zu 
ziehen:  

Muss-Kriterien:  

• Hauptwohnsitz in Ihrer Gemeinde/Stadt  
• mindestens 16 Jahre alt: Geburtstag vor dem 01.02.2008  

Kann-Kriterien:  

• Personen mit deutscher sowie anderer Staatsangehörigkeit  
• Frauen, Männer und Personen diversen Geschlechts  
• Personen unterschiedlicher Altersstufen   

 
• Bei Absage von Gemeinden wurde per Zufall nachgelost: Insgesamt 141 Gemeinden 

wurden angeschrieben, 76 Gemeinden haben die Meldedaten gesendet.  

3. Postalisches Anschreiben 
• Die Meldedaten von insgesamt 18.676 Bürgerinnen und Bürgern lagen vor. Diese haben 

ein postalisches Einladungsschreiben inklusive Flyer erhalten. 
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• Die Hälfte der Einladungsschreiben wurde auf dem Kuvert/Briefumschlag mit folgen-
dem Spruch bedruckt: 

 

4. Registrierung 
• Interessierte Bürgerinnen und Bürger konnten sich über ein Online-Formular für die 

Teilnahme am Beteiligungsprozess registrieren. Hierbei wurden sie gebeten, sozio-de-
mografische Angaben zu machen. Rückfragen beantwortete das Team von ifok über 
eine Telefon-Hotline und per E-Mail. 

• Insgesamt haben sich 693 Bürgerinnen und Bürger per Zufallsauswahl für den Ariadne-
Bürgerdialog registriert. Hiervon war bei 382 Personen (55,12%) auf dem Einladungs-
schreiben ein Spruch auf dem Kuvert. Der Spruch hat also nur einen geringen Einfluss 
auf die Rückmeldequote der Teilnehmenden genommen. 

Abbildung 23: Anschreiben und Flyer (Quelle: eigene Darstellung) 
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- Bei der Registrierung wurden die Interessierten um die Angabe folgender per-
sönlicher, soziodemografischer Daten gebeten: Alter, Geschlecht, Bundesland, Mig-
rationshintergrund, Schul- und Berufsabschluss, Beschäftigungsstatus, politische Aus-
richtung (konservativ, Mitte, progressiv, unpolitisch), Einstellung zum Tempo der aktuel-
len Klimapolitik (zu schnell, gerade richtig, zu langsam),  Wohnort (Stadt, Stadtrand, 
Land), Eigenheim/zur Miete, Besitz von Eigenheim, Verbrenner/Elektroauto, Anzahl Kin-
der/Erwachsene im Haushalt, monatliches Haushalts-Nettoeinkommen 

 
5. Auswahl der Teilnehmenden (inklusive Nachrekrutierung von Teilnehmenden nach Absa-

gen) nach vorausgewählten Kriterien 
• Folgende Personengruppen erhielten mit Registrierung eine direkte Zusage: 

o Ehemalige Ariadne-TN I  
o Interessierte Personen, die über die aufsuchende Beteiligung gewonnen wurden 
o Personen, die über Multiplikatoren-Organisationen gewonnen wurden  

• Für die weitere Auswahl der Teilnehmenden war nicht der Zensus (Stand 2011) aus-
schlaggebend, sondern allgemeine Perspektivenvielfalt und Betroffenheiten. Für die ab-
gefragten Kriterien wurde eine Reihenfolge festgelegt:  

o Geschlecht nach Zensus 
o Einschätzung des Tempos der aktuellen Klimapolitik – Gleichverteilung der Antworten 
o Bildungsabschluss – Personen mit niedrigem Bildungsabschluss wurden überpräsen-

tiert 
o Altersgruppen nach Zensus 
o Bundesland – Ostdeutschland wurde überpräsentiert 
o Migrationshintergrund nach Zensus 

• Unter Berücksichtigung der Kriterien wurden 155 Bürgerinnen und Bürger ausgewählt 
und erhielten eine Zusage zum Ariadne-Bürgerdialog. Da erfahrungsgemäß mit einer 
No-Show-Rate zu rechnen ist, wurden mehr Teilnehmende eingeladen. Mit Zusage wur-
den diese angehalten, Ihre Teilnahme am Ariadne-Bürgerdialog erneut zu bestätigen. 
Dies würden wir im weiteren Prozesses dringend empfehlen, da einige Bürgerinnen und 
Bürger Ihre Teilnahme aus privaten Gründen absagten. Außerdem füllten die Teilneh-
menden eine Umfrage zu themenspezifischen Angaben aus (z.B. in Miete/ Eigentum le-
ben; Besitz eines (E-)Autos), welche die Grundlage für die Zuteilung in die drei Themen-
gruppen bildete. 

• Sowohl bei Absage als auch einer fehlenden Rückbestätigung (innerhalb von 7 Tagen 
inklusive Reminder) wurden Teilnehmende unter Beachtung der Kriterien kontinuierlich 
und bis zu 2 Tage vor der Bürgerkonferenz nachrekrutiert. So konnte sichergestellt wer-
den, dass die Zielgröße von 150 Teilnehmenden erreicht wird. 

• Letztendlich nahmen 149 Bürgerinnen und Bürger an der Ariadne-Bürgerkonferenz teil, 
was auf das umfassende Teilnehmenden-Management und das kontinuierliche Nach-
rekrutieren durch ifok zurückzuführen ist.  

 

(2) Aufsuchende Rekrutierung/Beteiligung 

• In fünf Gemeinden wurden Personen, die sich auf die Einladung nicht zurückgemeldet und 
für den Prozess registriert hatten, zu Hause aufgesucht, um sie für die Teilnahme am Bür-
gerdialog zu gewinnen. 
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• Aufgesucht wurde durch insgesamt sechs Personen in folgenden Gemeinden: jeweils eine 
Person in Altena in Nordrhein-Westfalen, in Hirschfeld in Brandenburg, in Raguhn-Jeßnitz in 
Sachsen-Anhalt und in Schkeuditz in Sachsen sowie zwei Personen in Günzburg in Bayern. 

• Durch die aufsuchende Beteiligung konnten 11 Bürgerinnen und Bürger für den Prozess 
gewonnen werden. 

o Schlussendlich haben 7 Bürgerinnen und Bürger an der Konferenz teilgenommen, 
die durch die aufsuchende Rekrutierung/Beteiligung zur Teilnahme motiviert wer-
den konnten. 

o Davon 2 Frauen (28 und 38 Jahre alt), sowie 5 Männer (26, 53, 55, 61 und 69 Jahre 
alt) – 3 Personen aus Günzburg, zwei aus Altena und zwei aus Schkeuditz. 

  

(3) Ansprache über Multiplikatoren 

• Fokus auf Organisationen in und um Fulda 
• Art der angesprochenen Organisationen:  

o Caritas/ Tafel 
o Jobhilfe 
o Interkulturelles Zentrum 
o Sportverein 
o Landfrauen  
o Quartiersmanagement  

• ifok hat insgesamt 12 Organisationen per E-Mail und telefonisch kontaktiert und um die Be-
werbung der Veranstaltung unter den Mitgliedern des Vereins gebeten. Für die Bewerbung 
hat ifok einen Flyer und Poster zur Verfügung gestellt.  
 

 

Abbildung 24 Poster zum Aufhängen bei den Multiplikator-Organisationen (Quelle: eigene Darstellung) 
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• Insgesamt meldete sich eine Person über Organisationen zur Ariadne-Bürgerkonferenz an, 
sagte jedoch kurzfristig ab und nahm schlussendlich nicht an der Bürgerkonferenz teil. 

• Fazit: Aufwand und Ertrag standen in keinem Verhältnis. Wahrscheinlich hatte der Fokus 
und Themenzuschnitt der Bürgerkonferenz zu wenig mit Fulda zu tun, um Menschen für 
eine Teilnahme zu motivieren. Außerdem wäre eine Präsenz vor Ort (z.B. über einen kurzen 
Vortrag vom Ariadne-Team) wahrscheinlich hilfreich gewesen.  

 

(4) Ehemalige Teilnehmende von Ariadne I 

• 14 ehemalige Teilnehmende, die Interesse an einer weiteren Teilnahme bekundeten, erhiel-
ten eine Einladung zu Ariadne II. 10 Personen meldeten sich hierauf zurück und registrier-
ten sich für den weiteren Prozess. 

• 7 Personen aus Ariadne-1 nahmen schlussendlich an der Ariadne-Bürgerkonferenz teil. 

Wie setzte sich die Gruppe der Teilnehmenden zusammen? 

Auf der Bürgerkonferenz zur Wärmewende nahmen 50 Menschen, davon 26 Frauen (52 %) und 24 
Männer (48 %) teil. Der Altersdurchschnitt lag bei 50 Jahren. Am stärksten war die Altersgruppe 
der 51-65-Jährigen mit 38 % vertreten, gefolgt von den 31-50-Jährigen mit 36 %. Nur sieben Teil-
nehmende (14 %) waren 30 Jahre oder jünger; sechs Teilnehmende (12 %) waren 65 Jahre oder 
älter. Elf Personen (22 %) gaben an, dass sie oder ihre Eltern einen Migrationshintergrund haben. 
Die Mehrheit der Teilnehmenden hat einen Hoch- oder Fachhochschulabschluss (48 %; 24 Perso-
nen), gefolgt von einer abgeschlossenen Berufsausbildung (26 %; 13 Personen). 10 % der Teilneh-
menden (fünf Personen) haben Abitur; 16 % (acht Personen) besitzen einen Haupt- oder Realschul-
abschluss. 

Die Teilnehmenden der Konferenz waren im Ver-
gleich zur Gesamtbevölkerung etwas progressiver in 
ihrer Einstellung zur Klimapolitik, wobei auch kriti-
sche Stimmen vertreten waren. 64 % (32 Personen) 
war das Tempo der Klimapolitik in Deutschland zu 
langsam, während im ARD-Deutschland-Trend von 
April 2023 nur 44 % diese Meinung teilten. 20 % der 
Teilnehmenden (zehn Personen) hielten das Tempo 
für zu schnell, was knapp sieben Prozentpunkte we-
niger sind als im ARD-Deutschland-Trend. 16 % 
(acht Personen) fanden das Tempo „gerade richtig“, 
was mit 18 % in der ARD-Studie ähnlich war. 

Die meisten Teilnehmenden leben in Bayern (20 %), 
Nordrhein-Westfalen (16 %) und Baden-Württem-
berg (14 %), gefolgt von Brandenburg und Niedersa-
chen (8 %) sowie Thüringen. 4 % leben in Berlin, Hes-
sen, Saarland, Sachsen und Schleswig-Holstein. Mit 
rund 2 % kommen die wenigsten Teilnehmenden 
aus Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern 

und Rheinland-Pfalz. Es war keine Person aus Sachsen-Anhalt vertreten. Die Mehrheit der Teilneh-
menden lebt in der Stadt mit 38 % (19 Personen), gefolgt von 32 % (16 Personen), die am Stadt-
rand wohnen. 28 % (14 Personen) leben auf dem Land. 

Abbildung 25 Teilnehmende nach soziodemografischen 
Daten (Quelle: eigene Darstellung) 
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Um unter den Teilnehmenden eine breite Perspektivenvielfalt und persönlichen Erfahrungsschatz 
mit der Wärmewende zu erreichen, wurden die Teilnehmenden auch nach ihrer Wohnsituation aus-
gewählt. Der Fokus lag dabei stärker auf der Rekrutierung von Eigenheimbesitzenden, da diese 
beim Heizungstausch oder der energetischen Sanierung stärker betroffen sind und mehr Hand-
lungsspielraum als Mietende haben. Insgesamt leben 64 % der Teilnehmenden (32 Personen) im 
Eigenheim und 34 % (17 Personen) zur Miete (vgl. 48 % der deutschen Bevölkerung besitzen und 
leben im Eigentum; 52 % mieten, Statistisches Bundesamt 2025). 

Der größte Teil der Teilnehmenden (40 %; 20 Personen) besitzt mindestens ein Haus. 32 % (16 Per-
sonen) wohnen in einer Wohnung, während 26 % (13 Personen) kein Eigentum besitzen. Ein Groß-
teil derjenigen ohne Eigentum wohnt zur Miete, es gab jedoch auch Teilnehmende, die zur Miete 
wohnen, obwohl sie eine oder mehrere Wohnungen besitzen. 
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Anhang 2: Ablaufplan der Bürgerkonferenz 
 

Tag 1, Samstag 1. Juni 2024 
Uhrzeit  Programm  
10.30 Uhr  Ankommen und Anmeldung der Teilnehmenden 
11.30 Uhr  Start der Bürgerkonferenz im Gesamtplenum 

• Begrüßung, Einführung in das Ariadne-Projekt 
• Kennenlernen der Teilnehmenden  
• Programm des Wochenendes und Rückblick auf Ariadne I   
• Keynote zu Energiewende und Klimaschutz durch Prof. Ottmar Edenhofer 

(Video) und Diskussion 
12.45 Uhr  Mittagessen  

> anschließend Aufteilen in Themengruppen Verkehr, Wärme und Verteilungsfragen  
13.45 Uhr  Diskussion in der Themengruppe Wärme  

• Vortrag durch Malte bei der Wieden vom Öko-Institut Freiburg zum Ge-
bäudeenergiegesetz und Förderungen 

• Diskussion zu Politikoptionen in Kleingruppen und Erstellung von Top-Ar-
gumenten 

• Feedback und Ausblick 

Inklusive Kaffeepause  
18.00 Uhr  Ende  

  
  

Tag 2: Sonntag, 2. Juni 2024  
Uhrzeit   Programm  
9.30 Uhr   Diskussion in der Themengruppe Wärme 

• Begrüßung 
• Vorstellung Diskussionsergebnisse von Tag 1 im Wandelgang 
• Vortrag durch Antonia Schwarz vom Potsdam-Institut für Klimafolgenfor-

schung zur CO2-Bepreisung 
• Diskussion zu Politikoptionen in Kleingruppen und Erstellung von Top-Ar-

gumenten 
• Feedback  

12.30 Uhr   Pause und Wechsel ins Gesamtplenum  
13.15 Uhr   Austausch, Rückblick und Feedback im Gesamtplenum 
13.30 Uhr   Mittagessen   
14.30 Uhr   Ende   
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Der rote Faden durch die Energiewende: Das Kopernikus-Projekt Ariadne führt 
durch einen gemeinsamen Lernprozess mit Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, 
um Optionen zur Gestaltung der Energiewende zu erforschen und politischen 
Entscheidern wichtiges Orientierungswissen auf dem Weg zu einem klimaneu-
tralen Deutschland bereitzustellen. 

Folgen Sie dem Ariadnefaden:

           @ariadneprojekt.bsky.social
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